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Für João und Sophie, geliebte Kinder des 21. Jahrhunderts


Jürgen Osterhammel
Vorwort zur deutschen Ausgabe

Dieser Band braucht keinen Geleitschutz bei seinem Weg auf den deutschen Büchermarkt und in die Regale derjenigen, die Geschichte lehren und studieren oder die sich aus einem umfassenden Bildungsinteresse über das Studium der Vergangenheit unterrichten wollen. Er benötigt keine kommentierende Vermittlung, keine behutsam angeleitete Übertragung in einen wissenschaftlichen und öffentlichen Zusammenhang, der dem Entstehungskontext fremd wäre. Die wissenschaftliche Kultur, aus der er stammt, ist im Wesentlichen auch die von Leserinnen und Lesern im deutschsprachigen Raum. Die Autoren, die ausnahmslos an Universitäten in Großbritannien und den Vereinigten Staaten lehren, und das Publikum der vorliegenden Übersetzung teilen Grundüberzeugungen, die in der Ökumene der historisch Interessierten über Ländergrenzen hinweg weit verbreitet sind.
Dennoch gibt es in Nuancen Besonderheiten des Buches, die es von prinzipiell vergleichbaren Unternehmungen im Rahmen der deutschsprachigen Geschichtswissenschaft unterscheiden. Auf solche Nuancen hinzuweisen muss der wichtigste Zweck dieses Vorworts sein, denn anderes vermag es kaum zu leisten: Es darf dem Vorwort der Herausgeberin nicht vorgreifen, kann keine Kapitel kommentieren, die der Leser, der mit der Lektüre vorne im Buch beginnt, noch gar nicht kennt, und sollte auch nicht die Funktion einer der Bequemlichkeit halber gleich mitgelieferten Besprechung und Kritik erfüllen.
Im Original heißt das Buch »A Concise Companion to History«. Das ist ein hübsches Wortspiel, wie es sich im Deutschen schlecht wiedergeben lässt. »Companion« ist auf dem englischsprachigen Buchmarkt einerseits der Gattungsname für einen von mehreren Autoren verfassten Sammelband, der auf höchstem wissenschaftlichen Niveau, also gemäß »the state of the art«, über ein Gebiet informiert. Bücher dieses Typs sollten verständlich geschrieben sein, aber sie didaktisieren nicht, sind keine Lehrbücher, die ihren Stoff für den akademischen oder schulischen Unterricht »leicht fasslich« aufbereiten und damit Fachleute unterfordern. Ein »Companion« zielt auf ein ungewöhnlich breites Leserspektrum, das von der Expertin bis zum aufgeschlossenen Bildungsleser reicht. Andererseits ist ein »Companion« selbstverständlich auch ein – menschlicher, tierischer oder dinglicher – Begleiter und Gefährte, mit dem man, wie das Wörterbuch erläutert, »viel Zeit verbringt, vor allem auf Reisen«. Ein Buch-»companion« ist mithin ein Vademekum, ein Band, in den man immer wieder hineinschaut, aus dem man Einzelnes herausgreift, den man zur Hand hat und zu dem man nach der ersten Lektüre später zurückkehrt.
Ein Buch dieser Art – es gibt den Typus im deutschsprachigen Literaturangebot nur ausnahmsweise – kann autoritativ wirken und von dort aus die Grenze zum Autoritären, Einschüchternden und Erschlagenden leicht überschreiten. Das hat Ulinka Rublack vermieden, indem sie ihre Autorinnen und Autoren um Essays gebeten hat, also um Reflexionsstücke, die nicht dem Zweck dienen, ein Maximum an kanonischer Information in einen begrenzten Raum zu pressen. Es sorgt für Abwechslung oder gar Kurzweil zu beobachten, wie die verschiedenen Beiträger die lockere und entspannte Essayform nutzen: als weltgeschichtlichen Husarenritt durch die Epochen, als argumentative Erwägung methodologischer Probleme, als umsichtige Kartierung eines Forschungsfeldes, als begriffsgeschichtliche Annäherung an ein schwer fixierbares Thema, das als »moving target« kaum definitorisch festzunageln ist, oder als Kombination von all dem und noch etwas mehr. Wie in jedem Sammelband wird man sich von den einzelnen Texten in unterschiedlichem Maße ansprechen lassen. Die Leser und Benutzer des Buches werden ihre jeweils persönlichen Präferenzen entwickeln.
Herausgeber und Autoren aus der deutschen akademischen Welt, denen man schwerere und trockenere Stillagen antrainiert, hätten vermutlich mit der Kunstform Essay mehr Mühe gehabt. Sie hätten mit der berühmten deutschen Gründlichkeit weniger Mut zur Lücke bewiesen. Wer hätte es gewagt, in einer Einführung in die Geschichte auf Fragen von Krieg und Frieden (fast) ganz zu verzichten, ihnen jedenfalls kein eigenes Kapitel zu gönnen? Wer hätte unter Verzicht auf Industrie und Finanz die Wirtschaftsgeschichte kühn auf den Handel reduziert? Es wird schnell auffallen, dass nicht nur Epochenporträts (»Was ist Frühe Neuzeit?«), ein Muss konventioneller deutscher Überblicksliteratur, ganz fehlen, sondern dass auch weniger von Antike und Mittelalter die Rede ist, als man bei uns erwarten würde. Das mag einer sich hier durchsetzenden US-amerikanischen Perspektive geschuldet sein, die schon im Bildungssystem die Epochen des okzidentalen Geschichtsverlaufs nicht so eng miteinander verklammert, wie es hierzulande die gymnasialen Bildungspläne und die ihnen entsprechenden Studiengänge an den Universitäten immer noch tun, oder auch der britischen Separierung der Altertumsstudien von der übrigen Geschichtswissenschaft. Trotz gelegentlicher Griffe in die tiefe und tiefste Vergangenheit (Peter Burke erinnert daran, dass der Ursprung der Sprache möglicherweise 6 Millionen Jahre zurückliegt) ist die in diesem Buch beschworene Empirie vorwiegend neuzeitlich.
Stärker als der mit kühlem »understatement« formulierte englische Originaltitel verspricht der deutsche Titel des Buches Beispielloses und Unerhörtes, eine neue und zeitgemäßere Geschichtsschreibung. Wo aber liegt das Neue an der »Neuen Geschichte«? Darüber werden sich Universitätsseminare produktiv streiten. Sie werden sich noch etwas gründlicher, als es hier geschieht, über frühere Phasen von Geschichtsschreibung und Geschichtswissenschaft Rechenschaft geben. Und sie werden vielleicht auch noch grundsätzlicher darüber diskutieren, wie wünschenswert es ist, dass die Geschichtswissenschaft »neue« Ansätze hervorbringt, in welcher Weise sie als neuartig gelten können, in welchem Maße die »alte« Geschichte dadurch entwertet wird, wie stark kumulativ historischer Erkenntnisfortschritt ist und wie sehr von abrupten »Paradigmenwechseln« abhängig und geprägt. Wenn »alt« das ist, was wir herkömmlichen Historiker treiben, dann wird man das Neue mit besonders hoher kritischer Erwartung betrachten.
Vielleicht im Einzelnen nicht neu, aber überaus originell in dieser Zusammenstellung, ist die Auswahl der Stichworte; es handelt sich um eine bewusst unabgeschlossen gehaltene Liste von Grundkategorien, um die sich die Arbeit im Fach heute kristallisiert. Dass »Geschlecht«, »Religion« und »Kommunikation« eine große Rolle spielen, versteht sich seit geraumer Zeit von selbst. Bei »Kultur« mag mancher auf den ersten Blick aus Überdruss an immer neuen terminologischen Glaubensbekenntnissen oder Klassikerbeschwörungen den Mut sinken lassen. Man wird jedoch mit einem der besten Kapitel des Bandes belohnt, verfasst von Megan Vaughan, einer anthropologisch versierten Afrikahistorikerin, die sich nicht scheut, in die identitätspolitischen Abgründe eines Kulturbegriffs zu blicken, dessen Vertreter sich leicht in jenen »Essentialismus« verstricken, den sie anderen streng vorhalten. Dieses Kapitel wäre im Tandem mit Elizabeth Buettners (beinahe) genauso gutem Artikel zu »Ethnizität« zu lesen, in dem die Erfahrung einer Kolonialhistorikerin zum Ausdruck kommt. Der Titel »Bevölkerung« lässt dürre Statistik erwarten, bietet aber – mit einem fast schon wieder beunruhigenden Minimum an Quantifizierung – viel von dem, was die »alte« Geschichtswissenschaft unter »Sozialgeschichte« oder »Gesellschaft« abzuhandeln liebte. Eine Pioniertat ist die Einbeziehung der Wissenschaften, hier trotz der korrekten Übersetzung von »science« als »Naturwissenschaft(en)« eigentlich in einem umfassenden Verständnis gemeint, das die Bedeutung von Wissenschaft und Wissenschaftlichkeit aller Art als gesellschaftlicher Kraft und kultureller Weltdeutungsmacht einschließt.
Hinter all diesen Stichworten steckt viel Theorie. »Neue« Geschichtswissenschaft sieht sich auch in anderen Zusammenhängen gerne als theoretischer und damit zugleich reflektierter und für Nachbardisziplinen »anschlussfähiger« als ihre verstaubte Vorgängerin. Aus deutscher Sicht, in der Theorie möglichst breit rezipiert und umfassend offengelegt werden soll, fällt bei den britischen und amerikanischen Autorinnen und Autoren der einzelnen Kapitel eine gewisse Zurückhaltung auf. Im Register finden sich Theoretikernamen weniger zahlreich, als man erwartet hätte (Michel Foucault steht mit Abstand an der Spitze der Liste); ausführliche, argumentativ in Details gehende Auseinandersetzungen mit einzelnen Theoretikern sind verhältnismäßig selten, etwa Eiko Ikegamis experimentelle Anwendung von Norbert Elias’ Zivilisierungsthese auf Tokugawa-Japan. Auch Bereichstheorien unterhalb der Ebene der »großen« Theorie à la Foucault, Marx, Max Weber oder (dem hier ganz fehlenden) Niklas Luhmann werden nur angedeutet, etwa in Demographie oder Religionssoziologie. Man kann darauf unterschiedlich reagieren. Die einen hätten sich von einer mit »Turn«-Anspruch daherkommenden neuen Geschichtswissenschaft einen größeren und expliziteren Theorieaufwand gewünscht, andere werden dankbar dafür sein, dass mancher deutsche Theorieexzess hier auf ein moderates Maß zurückgeschraubt und der Primat einer nachvollziehbaren »story line« auch dort gewahrt wird, wo es nicht um narrative Ereignisgeschichte in einem platten Sinne geht.
Überhaupt haben die Verfasserinnen und Verfasser mit der neuerlichen Beliebtheit (vor allem an einigen »history departments« in den USA) einer strikt erzählenden Geschichtsschreibung wenig im Sinn. Sie halten offenkundig nicht viel von der »strukturell« vorgehenden Sozialgeschichte der 1960er und 1970er Jahre, teilen aber deren Desinteresse an einer operativen Geschichte des Politischen, die über weite Strecken erzählend und biographisch vorgehen muss. Dass die politische Zeitgeschichte, wie sie sich in den Werken etwa von Ian Kershaw oder Andreas Wirsching, von Tony Judt oder Odd Arne Westad zeigt, ebenfalls eine intellektuell anspruchsvolle Art »neuer« Geschichtsschreibung ist, muss deutschen Lesern übrigens nicht gesagt werden.
Die ersten vier Kapitel, die ein Eingangsportal zum Rest des Buches bilden, können mit besonderer Aufmerksamkeit rechnen. Sir Christopher Bayly, der Meister weltgeschichtlicher Analyse, leitet einen Band, der sich – ich komme gleich darauf zurück – die globale Ausweitung des historiographischen Horizonts auf die Fahnen geschrieben hat, mit einer erstaunlich pessimistischen, aber nicht unberechtigten Einschätzung der Zukunft von Globalgeschichtsschreibung in einer Welt boomenden nationalen oder gar nationalistischen Geschichtsbewusstseins ein, die er in eine Kritik dessen übergehen lässt, was er im Original als »Western nationalist historicism« bezeichnet. R. Bin Wong, ein Spezialist für ostasiatische Wirtschaftsgeschichte, tanzt ein wenig aus der in einem undogmatischen Sinne »kulturalistischen« Reihe des Bandzusammenhangs, wenn er die erneuerte Kategorie der »Kausalität« – und damit das Erklären – in eine von Diskursen, Imaginationen und konstruierenden Sinnstiftungen geprägte Geschichtsbetrachtung zurückholen möchte. Er tut dies in einer Weise, die übliche, eher logisch-methodologische Diskussionen des schwierigen Themas »Kausalität« zwar nicht ersetzt, aber doch bereichernd ergänzt.
Unter der Überschrift »Der Status des historischen Wissens« geht es anschließend bei Ulinka Rublack im Grunde um die Frage: »Welche Art von Wissen haben Historiker?«, oder, noch grundsätzlicher: »Welche Art von Wahrheit können sie auf welche Weise anstreben?«, »Welche epistemische (und zuweilen politische) Autorität können sie für sich in Anspruch nehmen?« Solche fundamentalen Fragen, die sich eher aus der deutschen Tradition einer »Historik« seit Droysen ergeben als aus einem genuin anglo-amerikanischen Geschichtsdenken, stellen sich praktizierende Historikerinnen und Historiker viel zu selten, obwohl die Öffentlichkeit, für die sie schreiben und in der sie sich medial präsentieren, genau daran ein besonderes Interesse zeigt. Die Antworten, die der Beitrag in unvermeidlicher Kürze umreißt, verdienen es, breit und intensiv diskutiert zu werden. Zu diesen Antworten gehört auch eine Warnung vor der keineswegs aus der Luft gegriffenen »traurigen Auffassung von den Historikern als einer großen Schar einsamer Experten«. Beinahe ein utopisches Projekt: die Historiker aus ihrer Einsamkeit zu befreien. Dazu bedarf es selbstverständlich mehr als nur der Herausgabe von Aufsatzsammlungen. Aber auch Autorenkollektive und die Zwangsvergemeinschaftung durch bürokratisierte Großforschung – gewiss nicht Ulinka Rublacks Vorschlag – sind noch nicht der Weisheit letzter Schluss. Die Bildung arbeitsfähiger Abwesenheitsgemeinschaften per digitaler Vernetzung wäre als Möglichkeit zu prüfen. Donald R. Kelley und Bonnie G. Smith fehlte wohl der Platz, diese Spur, am Ende ihres Kapitels über »Historiker« in knappster Weise angedeutet, weiterzuverfolgen und den Veränderungen nachzugehen, denen die Praxis von Historikern im Zeitalter der digitalen Revolution unterliegt.
Die Veränderungen betreffen auch die Reichweite historiographischen Agierens. Durch das Internet und einen immer weiter expandierenden internationalen Tagungsbetrieb ist eine »global community« von Historikern im Entstehen, die weit über die früheren sporadischen, nur alle fünf Jahre stattfindenden Zusammenkünfte auf Welthistorikerkongressen hinausgeht. Sprachbarrieren (zum Beispiel wissen wir viel zu wenig von der japanischen Forschung über viele Themen, auch der außerjapanischen Geschichte), eine extrem ungleiche Verteilung von Forschungsressourcen auf der Welt, direkte und indirekte Zensur in manchen Ländern und die von Bayly beklagte Beharrungskraft eines Denkens in Kategorien einer für die eigene Nation »nützlichen« Vergangenheit behindern allerdings eine schrankenlose Konvergenz zwischen den Geschichtsexperten und Vergangenheitsdeutern auf der Welt.
Dennoch: Die Ökumene der Historiker ist heute dichter zusammengeknüpft denn je, und sie findet eine von mehreren gemeinsamen Grundlagen in einem Interesse an globalen Zusammenhängen. Solche Zusammenhänge können bei der Gliederung des Bandes nach systematischen Stichworten nur teilweise sichtbar werden, am ehesten in Kenneth Pomeranz’ Kapitel über den Handel, das auch dessen großräumige Organisation einschließt. Der Band konstituiert Globalität daher nicht primär auf der Gegenstandsebene über »Globalisierung« im Sinne beobachtbarer Interaktionsmuster und Strukturbildungen (dazu gibt es kein eigenständiges Stichwort), sondern auf der Ebene der Organisation von Wissen, indem er – wie die Herausgeberin in ihrer Einleitung schreibt – für eine Form der Geschichtsschreibung wirbt, die »den intensiven Dialog zwischen Historikern fördert, die auf die Geschichte bestimmter Kontinente spezialisiert sind«. Einen solchen Dialog führen fast alle Autorinnen und Autoren des Bandes gewissermaßen mit sich selbst. Denn es hat offenkundig zu den Aufgaben gehört, die Ulinka Rublack ihrem Team stellte, das jeweilige Stichwortthema in einem weltweiten Referenzraum anzusiedeln. Die Japanspezialistin musste sich in Europa einarbeiten, der Preußenexperte Literatur zu afrikanischer Staatsbildung studieren, die Kennerin der chinesischen Frauengeschichte sich um »gender identities« im Iran der Qajaren-Dynastie kümmern.
Genau hier liegt eine weitere – und eine ungewöhnlich wichtige – Besonderheit des Buches, die es von der gesamten deutschsprachigen Literatur zur Einführung in die Geschichtswissenschaft unterscheidet. Welcher Deutschlandhistoriker an einer Universität unseres Landes wäre bereit, sich zum Zweck des strengen Vergleichs oder auch nur einer illustrierenden Analogiebildung mit Asien oder Afrika zu befassen? Schon die osteuropäische Geschichte ist für viele »Westeuropäer« ein fremder Kontinent. Die in diesem Band gesammelten Kapitel schrecken vor einem kontrollierten Dilettantismus nicht zurück. Autoren von hohem Ansehen riskieren es, ihr professionell gepflegtes Forschungsfeld zu verlassen. Das Buch ist auf eine ungezwungene Weise von Anfang an nicht auf Europa (oder gar Deutschland) beschränkt und nimmt seine Beispiele und Illustrationen aus (fast) allen Winkeln des Planeten. Es klagt nicht über den »Eurozentrismus« der herkömmlichen Geschichtswissenschaft, es lässt ihn stillschweigend hinter sich.

Einleitung

Im 20. Jahrhundert wurden traditionelle Vorstellungen von Objektivität und Narrative über die Exzeptionalität des Westens nachdrücklich in Frage gestellt. Heißt dies, dass unser Verhältnis zur Vergangenheit sowie Inhalt und Zweck von Geschichte heute nicht mehr so selbstverständlich sind wie früher? Bedeutet Geschichtsschreibung wirklich nicht mehr als »wir, einfach nur damals«, wenn Historiker ihre eigenen Anliegen in die Vergangenheit projizieren? Wie es aussieht, haben die Historiker vielfach frühere »Gewissheiten« aufgegeben, die irrigerweise den Eindruck erweckt hatten, dass es für unser Verständnis der Vergangenheit feste Anknüpfungspunkte gibt. Die beunruhigende Frage bleibt: Was soll an deren Stelle treten? Nur wenige werden heute John Seeleys berühmtem Diktum aus dem 19. Jahrhundert zustimmen: »Geschichte ist vergangene Politik, und vergangene Politik ist gegenwärtige Geschichte.« Aber wem gefällt umgekehrt die forsche Antwort des Postmodernisten Michel Foucault, der 1979 in einem Interview sagte: »Ich schreibe so etwas wie historische Romane«? Foucault gestand gerne zu, Historiker könnten durchaus die Meinung vertreten, seine Geschichte des Wahnsinns sei falsch. Es sei eine voreingenommene, sehr zugespitzte Darstellung, die ziemlich sicher manche Einwände übersehen habe. Die Wahrheit seiner Bücher aber liege in den politischen Wirkungen in seiner eigenen und in zukünftigen Gesellschaften. »Ich hoffe«, schloss er, »meine Bücher finden ihre Wahrheit, wenn sie geschrieben sind.«[1] Das erfüllte Foucault mit messianischem Bewusstsein, als er die Geschichte als vergangene und zukünftige Politik radikal neu schrieb.
Wie sollen wir mit dem Verhältnis zwischen Geschichte, Realität und Wahrheit zu Beginn des 21. Jahrhunderts umgehen, das uns so zu schaffen macht? Die Geschichte erscheint nicht nur als ein tröstlicher Begleiter, erhellender Informant oder als Quelle, die kritisch neu gelesen werden muss, sondern auch als ein unheimlicher Schatten, mit dem wir oft ringen und den wir abzuschütteln versuchen, während er uns beharrlich folgt und uns in weitere Tragödien und Katastrophen locken will. Wohin bewegen wir uns mit diesem Begleiter, und welche neuen Fragen stellen wir zu Vergangenem, das überwältigend und zugleich schwer fassbar, verstörend fremd und doch allzu vertraut erscheinen mag? Wie kann Geschichtswissenschaft heute auf die Anliegen von zunehmend mobilen und miteinander vernetzten Menschen reagieren, die umgetrieben werden von Problemen wie Ungleichheit, Konflikt und Umweltzerstörung? Wie greift sie breite Fragestellungen zu globalen Themen in ernsthafter und differenzierter Weise auf, ohne einmal mehr gefällige Meta-Erzählungen von unilinearem Wandel und festgefügten Identitäten zu produzieren oder diese einfach durch Relativismen von der Stange zu ersetzen?
Diese Einführung ist nur ein Buch, aber es bietet sich als Führer an, um sich durch Geschichte inspirieren zu lassen und neu darüber nachzudenken. Durch Beschreibung, Erklärung und Analyse zeigt es die wichtigsten Richtungen und Themen der gegenwärtigen Geschichtsschreibung auf, die uns voranbringen sollen. Es gibt eine Einschätzung, wie führende Vertreter des Faches gegenwärtig ihre eigene Forschung sehen und wie sie Themenbereiche angehen, die eine wichtige Rolle dabei spielen, wie Menschen im 21. Jahrhundert sich selbst historisch verorten. Viele Themenbereiche haben sich erst in den letzten 40 Jahren als neue, spannende Unterdisziplinen der Geschichtswissenschaft entwickelt: Kommunikation, Geschlecht, Emotionen, Ethnizität, Naturwissenschaft und Umwelt, um nur einige Beispiele zu nennen. Daneben gibt es eine Reihe von Kernthemen, die wie eh und je für das Verständnis von Gesellschaften wesentlich sind: Handel, Macht, Religion, Ideen, Bevölkerung. Diese Themen werden im zweiten Teil der Einführung behandelt, als Weiterführung der vier einleitenden Kapitel des ersten Teils: Geschichte und Geschichtswissenschaftler, der Status des historischen Wissens und die Rolle, die Kausalität in der historischen Erklärung spielt. Ich habe die Autoren eingeladen, sich anspruchsvoll informativ, solide und kritisch mit großen Themen über Raum und Zeit hinweg auseinanderzusetzen, aber auch mit theoretischen Aspekten, die uns helfen, Kategorien zu hinterfragen, in denen wir gegenwärtig Geschichte denken. Statt zwangsläufig knappe historiographische Überblicke zu präsentieren, sollten die Autoren sich die Freiheit nehmen und prägnante, anregende Aufsätze zu ihrem jeweiligen Thema schreiben und dabei die historischen Arbeiten einbeziehen, die sie für besonders wichtig hielten. Dies geschah, im Gegensatz zu Foucaults Äußerung von 1979, in voller Anerkennung von Nuancen, Lücken und Fragezeichen, was Beweismittel und Interpretationen als das zentrale Handwerkszeug des Historikers anbetrifft, während gleichzeitig an dem Ziel festgehalten wurde, einer nostalgischen oder naiv fortschrittsgläubigen Sicht auf die Vergangenheit entgegenzuwirken. Herausgekommen ist, so hoffe ich, ein lebendiges und fruchtbares intellektuelles Abenteuer.
Dieser Band kann weder eine »vollständige« Einführung sein noch eine Ansammlung von Autoren, die mit einer Stimme sprechen und das Gleiche tun. Trotzdem hat er ein einheitliches Ziel: Er soll einen wichtigen Aufbruch in einem Genre bezeichnen, das bisher von Geschichten über Geschichte geprägt ist, die überwiegend westlich orientiert sind. Ein solches Verhältnis zur Vergangenheit passt schlecht in unsere Welt, und es spiegelt auch die Vielfalt der Perspektiven und Kompetenzen innerhalb der Profession nicht wider. Deshalb propagiert diese Einführung entschieden eine Form der Geschichtsschreibung, die globale Verbindungen sucht und den intensiven Dialog zwischen Historikern fördert, die auf die Geschichte bestimmter Kontinente spezialisiert sind. Sie will nicht, um Niall Fergusons spöttische Bemerkung zu zitieren, das Reich der Ashanti mit dem britischen Empire vergleichen.[2] Aber wir müssen von dem heute sehr viel ausgeprägteren Bewusstsein ausgehen, dass die »westlichen« Leistungen und die »modernen Errungenschaften« oftmals nicht so einzigartig waren, wie sie früher dargestellt wurden, und dass die Geschichte von Verbindungen und multizentrischen Entwicklungen in unterschiedlichen Kulturen von entscheidender Bedeutung für ein angemessenes, kritisches Verständnis der Vergangenheit ist. Eine Einführung in die Geschichte darf heute nicht mehr eine Einführung in die westliche Geschichte sein, die den Westen als universelles Modell nimmt und die Vergangenheit aus diesem Blickwinkel darstellt. Doch erstaunlicherweise gibt es bisher kein ähnliches Buch mit vergleichenden Erörterungen von Themen und Konzepten, die uns alle auf dieser Welt betreffen. Deshalb versteht man diese Einführung am besten als ein Forschungsvorhaben, und ich lade die Leser ein, sich zusammen mit den Autoren der Beiträge darauf einzulassen, die allesamt ausgesprochen originelle Historiker mit unterschiedlichen Spezialgebieten sind – von Afrika bis zur Karibik, von China und Japan bis Indien, von Europa bis Lateinamerika.
Im Januar 1550 schickte Sebastian Münster seine bahnbrechende Kosmographie mit einer eleganten Entschuldigung auf Latein an König Gustav von Schweden: »Ich habe getan, was ich konnte, nicht was ich wollte. Deshalb will ich mir hier nicht als Fehler anrechnen lassen, dass ich manches unvollständig und mangelhaft unter die Leute bringe, vieles vielleicht ungeordnet und einiges, wie ich fürchte, sich widersprechend; denn nicht überall sind die Historiker mit sich selbst einig.«[3] Man könnte sagen, dass sich seit damals nicht viel verändert hat: Die Historiker sind immer noch nicht mit sich einig, und jedes Werk, das umfassend und zugleich maßgeblich sein will, beginnt immer noch mit einer Entschuldigung für alles, was es nicht ist, um der Enttäuschung des Lesers zuvorzukommen. Sebastian Münster behandelte Amerika nicht. Doch wie ich hoffe und wie wir bereits gesehen haben, präsentiert das vorliegende Buch nicht nur eine Universalgeschichte als Gegenentwurf zur vorherrschenden nationalbezogenen Betrachtungsweise. Es experimentiert auch mit neuen Formen der Zusammenarbeit von Spezialisten für unterschiedliche Gesellschaften und will die Leser auf diese Weise anregen, Geschichte aus vielen Blickwinkeln und vergleichend zu betrachten, damit ein angemessen kritischer Blick auf die Disziplin und ihre Kategorien, Vergangenheit und Gegenwart, entstehen kann. Für dieses Vorgehen gibt es gewichtige Gründe.
Christopher Bayly macht also den Anfang mit einer eindringlichen Untersuchung, warum die Globalgeschichte für unser Verständnis der vielen transnationalen Probleme, mit denen wir heute konfrontiert sind, etwa Migration, immer wichtiger wird. An späterer Stelle gibt John R. McNeill einen umfassenden Überblick über die Umweltgeschichte, die seit knapp 40 Jahren existiert und heute eine der am schnellsten wachsenden Teildisziplinen darstellt, weil ökologische Probleme der gegenwärtigen Generation auf den Nägeln brennen. Die Auswirkungen von Kolonialherrschaft und Kapitalismus bestimmen die Agenda beider Historiker. McNeill und Bayly stimmen in ihren Prognosen überein, dass »Auseinandersetzungen über Wasser-, Öl- und Nahrungsressourcen [und] die Auswirkungen globaler Epidemien« sich deutlich darauf auswirken werden, »wie man Geschichte schreibt« – heute und in der Zukunft, in der die Geschichtsschreibung aus schierer Notwendigkeit über nationale Grenzen hinweg auf eine transnationale Bühne blicken wird.
Der Handel hatte den größten Anteil daran, Gesellschaften zusammenzubringen. Kenneth Pomeranz zeigt, wie Kulturen auf der ganzen Welt mit dem Handel leben und durch ihre zunehmende Integration in den Markt verändert werden. Er benennt die Träger des Wandels und erforscht die Wechselbeziehung von ökonomischer Entwicklung und Kultur. Pomeranz warnt, Europa vor 1800 eigne sich nicht als Fallbeispiel für Vorläuferformen der Globalisierung in unserem Verständnis des Begriffs. Die marktwirtschaftliche Integration sei vor dem Bau der Eisenbahnen in Europa auch nicht »notwendigerweise weiter fortgeschritten« gewesen als in China, obwohl Europa immer noch »oft als Heimat offener, wettbewerbsintensiver Märkte dargestellt wird«. Christopher Bayly betont in seinem Kommentar zu dieser wichtigen Debatte über das endgültige und eher späte Auseinanderdriften von Asien und Europa um 1800, der entscheidende ökonomische Durchbruch Europas »vollzog sich letztlich in den Beziehungen zwischen dem Staat, der Militärtechnik und der Bürgerelite, die den Staat und die Gesellschaft auf verschiedenen Wegen kontrollierte«, vor allem in Nordwesteuropa. Nach Baylys Ansicht waren besonders hoch entwickelte Formen der Besteuerung, der staatlichen Ausbildung und der militärischen Organisation zentral für den Vorsprung des Westens und die Entstehung der westlichen Weltreiche nach 1800, doch die Saat dazu ist in den vorangegangenen beiden Jahrhunderten gelegt und gehegt worden. Pomeranz und Bayly stimmen darin überein, dass es wichtig ist, komparativ zu argumentieren und die multikausale Natur wirtschaftlichen Erfolgs weiter zu untersuchen.
Das können wir nur unterstreichen, wenn wir Christopher Clarks Abhandlung über Macht im Verhältnis zu Baylys Ausführungen über die Fortschritte bei der Staatenbildung in Europa betrachten. Der Europahistoriker Clark beginnt mit der Feststellung, dass Historiker den Begriff »Macht« selten näher untersuchen und schon gar nicht über verschiedene Kulturen hinweg. Macht werde am besten analysiert als etwas, das »unablässig im Fluss [ist], zerstreut [wird], sich lokal manifestiert und […] dabei ihr Wesen verändert«. Nach seiner Sicht neigt Macht dazu, der Konzentration zu widerstehen, und erreicht keinen statischen Zustand: »Sämtliche Beziehungen sind auf längere Sicht Neuverhandlungen unterworfen, und soziale Unruhen und Kriege können stets eintreten und das Gleichgewicht neu austarieren.« Deshalb betont Clark, dass staatliche Macht in Europa selbst Ende des 18. Jahrhunderts noch relativ begrenzt war und dass Vergleiche von Formen geteilter Machtausübung dort mit Asien und Lateinamerika einmal mehr äußerst fruchtbar sind.
R. Bin Wongs Beitrag über Kausalität erweist sich hier als besonders wertvoll. Wong argumentiert, es sei vorteilhaft, bei komplexen Phänomenen vergleichende Fragen nach der historischen Ursache zu stellen. Mit Blick auf die Entwicklung von Staaten, auf Kriegführung und die Besteuerung im 18. Jahrhundert in Europa und China zeigt er zum Beispiel, dass es auf beiden Kontinenten Proteste der Bevölkerung gegen die Besteuerung gab, aber diese waren »eingebettet in jeweils spezifische politische Ideologien und Institutionen, die sich auf die allgemeinere Bedeutung der Proteste für die Beteiligten ebenso auswirkten wie auf die Folgen ihres Handelns«. Während Europäer und Amerikaner die Besteuerung mit politischer Repräsentation verbinden konnten, »beruhten die chinesischen Vorstellungen darüber, was recht und billig war, auf Ansichten, die die Bevölkerung mit ihren Beamten teilte und die nicht in offizielle institutionelle Mechanismen politischer Partizipation übersetzt wurden«. Das hing zum Teil damit zusammen, dass paternalistische Ideologien eine konsistente chinesische Politik motivierten, die Bevölkerung mit Getreide zu versorgen, und die bestehenden Hierarchien effektiver aufrechterhielten als im Westen. Der Unterschied zwischen dem großen selbstgenügsamen chinesischen Reich und den kriegslüsternen europäischen Staaten, die um die Vormacht kämpften, hatte zur Folge, dass die Europäer Geld für Kriegszwecke ausgeben mussten statt für zivile Projekte zu Hause. Doch als unbeabsichtigter Nebeneffekt verstärkte das auch die Rufe nach Widerstand und politischen Rechten. Wong kommt zu dem Schluss: »Dass es auf unterschiedlichen Wegen des Wandels vergleichbare Episoden gibt, bedeutet, dass ähnliche Kausalketten oder Mechanismen in größere patterns of difference eingebettet werden können.« Dies wiederum habe zur Folge, dass wir »die einfachen Entwicklungslinien und den einen Weg des historischen Wandels«, wie ihn traditionelle Modernisierungstheorien postulierten, durch »vielfältigere Formen« ersetzen könnten. Unsere Erklärungen für kulturelle Veränderungen müssen so flexibel sein, dass sie sowohl Wechselbeziehungen wie Unterschieden Rechnung tragen.
Diese Ansätze verbinden sich nahtlos mit Peter Burkes Analyse, warum wir auch Veränderungen in der Kommunikation multizentrisch betrachten müssen und uns nicht auf Europa als einziges Zentrum des Wandels konzentrieren dürfen. Zum Beispiel müssen wir uns die »Buchdruckrevolution« als eine Reihe separater Revolutionen in China, Korea und im Westen vorstellen; möglicherweise kannte Gutenberg koreanische Techniken. Doch die Kommerzialisierung des Buchdrucks schritt im Westen rasch voran und verbreitete sich von dort aus in andere Teile der Welt. Viele andere Formen der Kommunikation existierten nebeneinander und hatten unterschiedliche Auswirkungen auf Teile der Gesellschaft; insofern wäre es unklug, anzunehmen, man könnte die Wirkungen neuer Medien vorhersagen und Cyber-Demokratien seien eine Option für alle. Cyber-Demokratien sind aber auch nicht die Instrumente der ultimativen modernen Befreiung im Westen. So schreibt Bayly in seinem Beitrag, politische »Ideen« hätten viele Orte, und der Westen solle vorsichtig sein mit Behauptungen, er allein sei die Wiege demokratischer Denkweisen. Bayly fragt: »Wie würde sich die ›Cambridge School‹ mit ihrer Analyse von der Geburt des bürgerlichen Republikanismus schlagen, wenn man Analogien in der islamischen Welt, in Indien oder China suchte?« Und er stellt fest: »Indiens Locke hieß Ram Mohan Roy.«
Als ich dieses Buch plante, fragte ich mich, was wohl passiert, wenn eine Afrikaexpertin über »Kultur« schreibt und eine Chinaspezialistin über »Geschlecht«. Das Ergebnis sind prägnante Überblicke von Megan Vaughan und Dorothy Ko, die kritisch Themen hinterfragen, deren Kategorien vielen Darstellungen von Historikern der westlichen Geschichte zugrunde liegen. Ko zeigt, dass man Geschlecht auch als etwas jenseits der binären Kategorien männlich/weiblich verstehen kann – als ein »weniger rigides System«, als unterschiedliche Arten, Körper und Geschlecht zu ordnen. In ihrem Beitrag diskutiert sie Fallstudien außerhalb von Europa und Amerika wie Iran, Lateinamerika und Japan. Sie ordnet Bezugsrahmen, die oft auf problematische Weise die Schriften von Historikern prägten, zum Beispiel normative Modelle eines männlichen Familienoberhaupts, das den Unterhalt für die Familie verdient, in einen Kontext ein. Ko hebt Untersuchungen hervor, die gezeigt haben, was für eine enorme kulturelle Leistung es war, bestimmte Vorstellungen von Männlichkeit und Weiblichkeit hervorzubringen; denn weder das eine noch das andere wird man »an einem Tag«. Weiterhin stellt Ko Verbindungen zu Bemühungen her, den Gender-Aspekt in der Weltgeschichte, in Kolonialismus und ethnischer Forschung herauszuarbeiten. Die auf das Geschlecht ausgerichtete Fortpflanzung stand im Mittelpunkt der spanischen Eroberung der Neuen Welt, denn Mischlingstöchter konnten »eine Art ›kulturelles Kapital‹ für ihre Väter« sein. In Kos Darstellung ist Sex wie Wissenschaft und Ethnizität ein Produkt der Kultur, und die Natur kann nur mit Hilfe der Kultur begriffen werden.
Vaughan wiederum untersucht kritisch, was wir als »Kultur« ansehen. Sie erinnert daran, welches Unbehagen die Anthropologen noch in den 1960er Jahren mit dieser Kategorie hatten, als der Begriff Kultur »Gefahr lief, gleichsam alles und nichts zu umfassen. Kultur beinhaltete die Gesellschaft, das menschliche Bewusstsein, wirtschaftliche Strukturen, Religion, Politik.« Inwiefern war Kultur überhaupt etwas anderes als »Natur«? Vaughan übt erheblichen methodischen Druck auf diese Kategorie aus, indem sie das Erbe der Konnotationen aus der Aufklärung betrachtet – Kultur als romantische Diversität oder fortschreitende Zivilisation – und die Kolonialpolitik sowie ihre komplizierte Rolle in der Identitätspolitik der postkolonialen Welt untersucht, wenn etwa der kulturelle Unterschied wieder neu erfunden wird, um damit Rechte einzufordern. Vaughans Ansatz unterstreicht, wie nötig eine politisch orientierte, diskursive Lesart unterschiedlicher Definitionen von Kultur auf den verschiedenen Feldern der Macht ist: »Es gibt keine historische Abhandlung über kulturelles Schaffen in Afrika«, schreibt sie, »die sich der politisch aufgeladenen Definition dessen, was zum Bereich der Kultur gehört, entziehen könnte.« In einem postkolonialen Kontext werden Konzepte von Kultur und Kulturgeschichte problematisch, weil sie implizieren, »Kultur« sei ein Feld für sich; wie können wir entscheiden, was Kultur ist und was nicht? Kulturgeschichte, so schließt sie, funktioniert nicht als separates Feld der Analyse. Sie muss Geschichte sein, insofern sie fragt, wie unterschiedliche Institutionen und Akteure in Gesellschaften immer wieder neu Sinn erzeugen. Diese Art der Geschichtsschreibung zeichnet dann eher Prozesse nach, als dass sie Ursprünge und bestimmte, feste Identitäten aufspürt, und nicht zuletzt erkundet sie die emotionalen Auswirkungen solcher Prozesse auf die Menschen. Dazu zählen Trauma, Verlust und Konflikt; die glückliche Vorstellung einer unkomplizierten, fröhlichen Vermischung, die sich nach Auffassung mancher mit der Globalisierung einfach so einstellt, wird Lügen gestraft. Die Beiträge von Vaughan und Ko betonen beide, wie wichtig es ist, die Begriffe Natur und Kultur flexibel zu halten und zugleich die Aufmerksamkeit zum Beispiel auf den Kampf zu lenken, den es bedeutet, herkömmliche feste sexuelle Identifikationen zu überwinden oder auch nur zu begreifen und eine angemessene Sprache dafür zu finden.
Parallel zu Vaughans Kritik daran, den Begriff der Kultur als verschieden von der Natur und von anderen Sphären der Gesellschaft zu verstehen, wendet sich Elizabeth Buettner gegen die Politik der Differenz, die oft der Verwendung von »Ethnizität« als Kategorie zugrunde liegt: »Sich der Ethnizität mit Bezug auf das ›Selbst‹ wie auf das ›Andere‹ – auf den ›Mainstream‹ der ethnischen Mehrheit ebenso wie auf Minderheiten – zuzuwenden, ist und bleibt ein unvollendetes, gleichwohl aber dringliches Unterfangen.« Sie zeigt, wie sich die Macht der Kolonialherrschaft darin manifestierte, die tief von Geschlechtervorstellungen durchdrungenen Begriffe von Stammeszugehörigkeit und Rasse zu prägen, die die gelebte Heterogenität von Völkern überdeckten. Ethnische Zugehörigkeit ist demnach keine objektive Kategorie für Historiker, die einen »natürlichen« Ursprung beschreiben, sondern muss in ihrer historischen Konstruktion als Identität analysiert werden, die Menschen zu unterschiedlichen Zeiten in unterschiedlichen Zusammenhängen aufgezwungen, von ihnen übernommen oder angepasst wurde. Buettner erinnert uns daran, dass dieser Prozess in unseren Gesellschaften weitergeht, weil viele neue ethnische Zugehörigkeiten auftauchen. Auch ihren Beitrag liest man am besten parallel zu Vaughans ähnlich faszinierender Analyse der Dynamik postkolonialer Identitätspolitik.
Pat Thane schildert, wie und warum Historiker sich mit Bevölkerungsfragen und Bevölkerungsentwicklung befasst haben und wie sie mit den immensen Mengen an präzisen Daten umgegangen sind, die in den letzten 50 Jahren gesammelt wurden. Sie bewertet in ihrem Kapitel sorgfältig den Nutzen unterschiedlicher Quellen und bringt uns auf den neuesten Stand der breitgefächerten Forschung zu Schlüsselfragen unserer Zeit wie Veränderungen bei Mortalität und Fertilität, jeweils in Wechselwirkung mit anderen Kategorien wie Geschlecht, Schicht, Bevölkerungspolitik oder Sklavenhandel. Die Bedeutung komparativer Daten liegt auf der Hand: Wie Clark schreibt, erreichte beispielsweise die Bevölkerungsdichte in Afrika erst 1975 Werte wie um 1500 in Europa; um 1900 entfielen auf Afrika 18 Prozent der weltweiten Fläche, aber nur 5 bis 7 Prozent der Weltbevölkerung. Thane wie Clark präsentieren Modelle, wie man Fragen zu den Auswirkungen solcher konstitutiver Unterschiede stellt und sie analysiert, um die Entwicklung der Weltgesellschaften angemessen zu begreifen.
Pamela H. Smith bringt uns die wichtigen Einsichten der Wissenschaftshistoriker aus den letzten 30 Jahren näher. Naturwissenschaftliche Erkenntnisse werden eindeutig weniger als Hervorbringungen einzelner Genies denn als Leistungen der gesamten Gesellschaft gesehen. Wissen ist »bedingt durch und konstruiert innerhalb bestimmter Gemeinschaften und ihrer Verortung in sozialen und intellektuellen Strukturen – die Menschen nutzen Ideen, Informationen und Techniken, die in der jeweiligen Gesellschaft zur Verfügung stehen«. Viele Entdeckungen im Laufe der Geschichte sind in kollektiven und kooperativen Prozessen entstanden und hingen nicht notwendigerweise von der Schriftlichkeit ab. Smith lenkt unsere Aufmerksamkeit außerdem auf die Wirkung der Kolonialherrschaft und darauf, wie der »Besitz« von Wissenschaft soziale Abgrenzungen erleichtert hat. Die Wissenschaft war eingebettet in Ideologien von europäischer Überlegenheit dank der Moderne. Wissenschaftshistoriker bemühen sich mittlerweile, die Gewissheit ins Wanken zu bringen, die westliches Wissen mit Objektivität und Rationalität verbindet, indem sie auf die globalen Ursprünge des Wissens über die Natur und die Zufälligkeiten seiner Entstehung in sozialen Prozessen verweisen.
Wissenschaftshistoriker haben in der Tat unsere Vorstellung, was Wissen über die Welt bedeutet, verändert. Ihr Einfluss auf Darstellungen historischer Formen des Wissens geht deutlich aus den in Kapitel 3 dieses Bandes vorgestellten Arbeiten hervor. Seit Heisenberg haben sich Wissenschaftler und Wissenschaftshistoriker von einem idealisierten Begriff von »Objektivität« verabschiedet, die angeblich völlig unbeeinflusst durch den Beobachter ist. Statt von Objektivität sprechen sie davon, dass wir uns durch »geschultes Urteil« die Natur oder die Welt verständlich machen. Das betrifft auch das Verständnis der Historiker für die Vergangenheit, das von ihren Werkzeugen, den Formen und Kontexten ihrer Arbeit abhängt. So können idealisierte Vorstellungen von Wahrheit durch Genauigkeit und Verlässlichkeit ersetzt werden statt durch willkürlichen Relativismus und virtuelle Geschichte. Wir brauchen außerdem eine komplexe Analyse dessen, was die Historiker selbst in den Prozess einbringen, durch den sie Erkenntnisse über die Vergangenheit gewinnen, und auf welche Werte und Konzepte sie sich stützen, wenn sie ihre Ideale verteidigen. Mit anderen Worten: Die Historiker können bei der Herstellung der Vergangenheit der gleichen Analyse unterworfen werden wie die Naturwissenschaftler bei ihrer Herstellung von Wissen über die Natur. Das erweitert die Geistesgeschichte von einer Geschichte der Ideen zu einer Geschichte der Praktiken, wie Wissen entsteht, jeweils eingebettet in bestimmte Kontexte und Konventionen konkreter Gemeinschaften überall auf der Welt.
Dieses Thema wird in dem Beitrag von Bonnie G. Smith und Donald R. Kelley behandelt. Sie zeichnen nach, wer wann für wen und in welcher Zeit als »Historiker« galt, der »richtige« Geschichte betrieb. Sie erläutern, wie unterschiedliche Definitionen von Geschichte sich dahingehend auswirkten, dass chinesische Geschichte typischerweise als Geschichte von Dynastien geschrieben wurde und europäische Geschichte als Geschichte von Staaten. Ihr Beitrag zeigt außerdem die Folgen der Professionalisierung der Geschichtswissenschaft an den Universitäten und lenkt die Aufmerksamkeit zugleich auf den beachtlichen Elan und die alternativen Sichtweisen von »Amateur«-Historikern und sonstigen Praktikern der Geschichte, vielfach Frauen, in unterschiedlichen Teilen der Erde. Smith und Kelley betonen interessanterweise die europäische Vorstellung des 20. Jahrhunderts, der Historiker müsse zu einem »Übermenschen« werden, »der immer größere Teile vergangener Erfahrungen verarbeiten und dabei auch fachfremde Methoden anwenden sollte, er sollte nicht nur Historiker, sondern auch Geograph, Soziologe, Kunst- und Literaturkritiker und vieles andere sein«. Dies komme insbesondere in der Annales-Schule zum Tragen mit ihrem Anspruch, Geschichtsschreibung solle »totale Geschichte« sein und alle Aspekte einer Gesellschaft umfassen. Diese Entwicklung führte gleichzeitig zu Befürchtungen hinsichtlich der Reichweite von Geschichte und der professionellen Rollen; die Angst vor übermäßiger Spezialisierung ist genauso groß wie die vor übermäßiger Generalisierung. Gleichzeitig entstand eine ganz neue professionelle Vielfalt im Hinblick darauf, welche Arten von Geschichte geschrieben werden und wie.
Diese Veränderungen finden Ausdruck in dem Beitrag von Miri Rubin. Sie zeigt, wie stark sich die Religionsgeschichte seit dem späten 20. Jahrhundert ausdifferenziert hat. Heute schreiben nicht mehr vorwiegend praktizierende Vertreter bestimmter Konfessionen über ihre jeweilige Religion oder über Ideen, die angeblich ein festes Lehrgebäude ergeben. Religionsgeschichte ist, wie andere Felder der Geschichtsschreibung auch, längst nicht mehr so von männlichen Forschern dominiert, wie das früher der Fall war. Durch den Dialog mit anthropologischen Ansätzen schenken die Forscher mittlerweile den »Erfahrungen der großen Masse der Gläubigen größere Aufmerksamkeit […], den Formen, in denen eine religiöse Kosmologie – ein Weltverständnis – das Leben von Menschen strukturiert«. Dabei ist das Verhältnis von Geschlecht, Körper und Raum zu religiösen Identitäten in den Mittelpunkt gerückt. Rubin macht deutlich, wie lohnend Fragestellungen sind, die spirituelle Kulturen als konstitutiv für Identitäten untersuchen und sich mit ihrer Weitergabe quer durch Weltreligionen befassen. Zwiesprache mit dem Übernatürlichen ist ein wichtiges Element, wenn es darum geht, wie Kulturen Emotionen, etwa Trauer oder Hoffnung, kanalisieren. Eiko Ikegami untersucht, wie Gesellschaften generell Methoden entwickelt haben, um Gefühle auszudrücken und zu beherrschen, und führt uns damit in die jüngste der heute bestehenden Unterdisziplinen von Clio ein: die Emotionsgeschichte. Sie stellt das Konzept eines natürlichen Dualismus von Körper und Geist in Frage und konfrontiert Norbert Elias’ Annahme einer fortschreitenden und spezifisch westlichen Entwicklung hin zu immer zivilisierteren Formen des Verhaltens mit japanischen Belegen. Das wirft neue Fragen auf: Warum kam es nicht einmal im Mittelalter japanischen Höflingen in den Sinn, sich in die Ärmel zu schnäuzen, während in Europa noch im 16. Jahrhundert der Humanist Erasmus solche Gepflogenheiten kritisierte? Erzählen uns unterschiedliche Körpertechniken am meisten darüber, wie die Menschen Grenzen zwischen sich und anderen zogen und ob sie ein Schamgefühl verinnerlicht hatten? Was sollen wir von neurowissenschaftlichen Aussagen halten, in denen wir oft als Spezies ohne spezifische Geschichte und Gesellschaften behandelt werden?
Unter Historikern werden Ideen und Methoden, Menschen zu verstehen und zu kategorisieren, über lange Zeiträume weitergegeben und angepasst. Eine der größten Herausforderungen besteht darin, endgültige »Paradigmenwechsel« aufzuspüren, den Augenblick, da alte Ideen auf einmal abgenutzt erscheinen und reif, aufgegeben zu werden, wie Anthony Grafton im letzten Beitrag dieser Einführung darlegt. Er lenkt die Aufmerksamkeit auf die lebhaften Debatten unter Ideengeschichtlern, wie man am besten die Kontexte erklären kann, in denen Ideen auftauchen und Gestalt annehmen, und warum jeder Determinismus bei präzisen kausalen Faktoren üblicherweise durch die Komplexität der Fakten widerlegt wird. Grafton zeigt außerdem, warum zentrale »große Erzählungen« wie Max Webers Idee, der westliche Kapitalismus sei eine Ausnahmeerscheinung und kausal mit der protestantischen Einstellung zu Arbeit und Konsum verknüpft, nicht länger Unterstützung finden. Wie Christopher Bayly betont auch Grafton, dass Ideengeschichte »ein neues Verständnis vieler Geschichten in der Weltgeschichte« liefern kann, wenn sie Kulturgrenzen überwindet und mit anderen Unterdisziplinen der Geschichtswissenschaft zusammenarbeitet.
 
Ich habe die einzelnen Kapitel nicht in der Reihenfolge vorgestellt, wie sie im Buch erscheinen, sondern mit Blick auf die Verbindungen zwischen ihnen. Alle Autoren machen die außerordentliche Dynamik der historischen Forschung in den letzten Jahrzehnten deutlich. Ich habe auf Fäden hingewiesen, die aus meiner Sicht das Gewebe dieses Buches bilden, in dem sich vielleicht ein neues Muster der Geschichtswissenschaft abzuzeichnen beginnt. Es bleibt den Lesern überlassen, zu beurteilen, welche Löcher das Gewebe noch aufweist, oder ob Dichtheit, Struktur, Farbe und die reichen Möglichkeiten, die bereits jetzt sichtbar sind, aufwiegen, dass noch manches fehlt.
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Aus dem Englischen von Ursel Schäfer

I Geschichte schreiben
Christopher Bayly
1. Geschichte und Weltgeschichte[4]

Dieses Kapitel behandelt einige wichtige Themen, die in jüngerer Zeit im Kontext der Globalgeschichtsschreibung über die letzten drei Jahrhunderte aufgekommen sind. Es setzt sich kritisch mit neueren Diskussionen über den zeitlichen Ablauf und die Anfänge des »Aufstiegs des Westens« zu globaler Dominanz und des Niedergangs seiner Hegemonie im 20. Jahrhundert auseinander. In Bezug auf die historische Methode wird untersucht, inwieweit langgehegte Vorstellungen nationaler und ethnischer historischer Entwicklung (»Historismus«) die öffentliche und sogar die akademische Vorstellungswelt rund um den Erdball trotz aller Fortschritte in der Geschichtswissenschaft und trotz der Herausforderungen einer multipolaren Welt noch immer fest im Griff haben. Meine These lautet, dass die Weltgeschichtsschreibung durch die Beharrungskraft nationalistischer historischer Narrative noch immer klein gehalten wird, obwohl sie doch in einen nützlichen Dialog mit ihnen treten könnte. Anhand einer Fallstudie möchte ich darlegen, welche Möglichkeiten es gibt, eine globale Geistesgeschichte oder eine Weltgeschichte der Ideen zu schreiben und damit eine hochentwickelte Form der Geschichtsschreibung, die bis vor kurzem einzig und allein von Europa und Amerika ausging, nach außen zu öffnen. Und schließlich betrachte ich in diesem Kapitel einige Themen, die Globalhistoriker zukünftig beschäftigen werden: Demographie, Umweltfragen und Krankheiten. Es geht also in groben Zügen darum, wie die Erfahrung der heutigen »Globalisierung« unseren Blick auf die Anfänge der modernen Welt verändert hat. Dieses Kapitel vertritt die Ansicht, dass Weltgeschichte nicht länger als »Sahnehäubchen« auf National- oder Regionalgeschichten betrachtet werden darf, sondern unser Verständnis historischer Narrative fundamental verändern kann. Ein radikaler Perspektivwechsel liegt allerdings noch in einiger Ferne.
Der Rahmen der Weltgeschichte: 
Dominanz und Niedergang Europas und Amerikas
Bis vor zwanzig Jahren wurden die Anfänge europäisch-amerikanischer Herrschaft über die Welt vom 18. bis ins 20. Jahrhundert noch weitgehend in der Begrifflichkeit europäischer Leistungen auf wirtschaftlichem, militärischem, moralischem und wissenschaftlichem Gebiet erörtert. In der Geschichte Asiens, des Nahen Ostens und Afrikas ging es um die Frage: »Was ist da schiefgegangen?« Selbst auf der Linken, einmal abgesehen von ein paar Abweichlern wie André Gunder Frank,[5] hieß es, die überlegene Technologie und die Angriffslust des Westens hätten es ihm ermöglicht, sich den Reichtum des Nichtwestens anzueignen und ihn in die Maschinerie der Industriellen Revolution einzuspeisen. Die einzige Ausnahme von dieser Geschichte war das Interesse an Japans Aufstieg nach 1870, aber auch hier blieb das Erklärungsmodell bei den Merkmalen der »Modernisierung« stehen, die für Westeuropa herausgearbeitet worden waren.
Der wirtschaftliche Aufstieg Indiens und Chinas in jüngerer Zeit und das starke Anschwellen der Wanderungsströme rund um den Globus haben diese Perspektive deutlich verändert. Die »große Divergenz« zwischen Westen und Nichtwesten, insbesondere China, wird heute eher auf die Zeit um 1800 datiert und nicht mehr unbedingt auf die Renaissance oder sogar auf das Spätmittelalter wie noch vor nicht allzu langer Zeit.[6] Man hat das Vorhandensein starker Staaten, einer kommerzialisierten Landwirtschaft, ja sogar von Ansätzen indigener »Öffentlichkeiten« in Asien hervorgehoben. Dass der Osten bis mindestens 1750 reicher war als der Westen, gilt schon lange als gesichert, doch nun hat man auch die technischen, intellektuellen und naturwissenschaftlichen Fähigkeiten des Westens geringer bewertet oder zumindest stark relativiert.
Dieser historiographische Trend war heilsam und hat die politische Bedeutung der Beschäftigung mit Geschichte im globalen Zeitalter gestärkt. Doch ins Extrem getrieben birgt er das Risiko, die Ursprünge dessen zu verdunkeln, was ganz eindeutig ein fundamentales Charakteristikum der frühmodernen und modernen Geschichte ist und tatsächlich nicht völlig als eine »späte Divergenz« wegerklärt werden kann: Ein Aspekt des europäischen Aufstiegs, der neu betont werden muss, ist die Bedeutung der frühmodernen iberischen Reiche und auch der Niederlande in der atlantischen und Neuen Welt, ein Punkt, der schon Adam Smith nicht entgangen war. Die meisten relativistischen, revisionistischen Geschichtswerke der letzten Jahrzehnte sind aus der Perspektive der späteren nordwesteuropäischen Großmächte Frankreich und Großbritannien geschrieben. Sie stammen von Historikern, die sich mit China, Japan und Indien beschäftigten. Einige von ihnen, vor allem Kenneth Pomeranz, verwiesen zwar auf die Neue Welt als eine große, ausbeutbare Ressource für Großbritannien und Frankreich, doch ging es dabei eher um die Mobilisierung von Ressourcen als um eine imperiale Kultur.
Das spanische Kolonialreich in Mexiko und Peru war jedoch ein wichtiges Vorbild für spätere Reichsbildungen, und die Portugiesen schufen schließlich das erste wahrhaft globale Staatswesen, das sich von Brasilien bis Malakka und darüber hinaus erstreckte. In diesen Reichen kam es erstmals zu Auswanderungsbewegungen über große Entfernungen hinweg, und sie bauten lange vor der Entwicklung moderner Kommunikationsmittel bemerkenswert stabile Strukturen imperialer Kontrolle auf. In Kombination mit den kolonialen Vizekönigtümern entwickelte die Kirche, insbesondere die Jesuiten, neue Formen kolonialen statistischen Wissens, das nur begrenzte Analogien in den großen indigenen Reichen Asiens und Nordafrikas hatte. Der Imperativ, »Seelen retten« zu müssen, erforderte eine tiefergehende Proto-Ethnologie der Kolonisierten. Gleichzeitig bereiteten die Spanier und Portugiesen der rücksichtslosen Ausbeutung von Bauern- und Sklavenarbeit den Weg, die die Ära der europäischen Dominanz bis ins 20. Jahrhundert hinein kennzeichnete. Dazu gehörte die Schaffung neuer Systeme der bio-politischen Kontrolle, des Transports, des Risikomanagements und der Kriegführung, die das Gesicht Europas und später Asiens und Afrikas veränderten.
Ebenso bedeutsam war die weitere Monetarisierung der Weltwirtschaft durch den Export und die Verbreitung des Silbers aus der Neuen Welt; sie schuf die ersten Ansätze jener Abhängigkeit, die China, das Osmanische Reich und Afrika an Europa binden sollte. Das geschah schon um 1600. So litt zum Beispiel das Osmanische Reich, wie Şevket Pamuk gezeigt hat, wirtschaftlich massiv unter dem Silberzufluss aus europäischen Quellen, der die Inflation steigen ließ, ohne neue Ressourcen für das Reich zu erschließen.[7] Silber aus der Neuen Welt und europäische Waffen zählten zu den wenigen Waren, die die Mogule und Qing anfangs aus Europa beziehen wollten, und auch hier bildeten sich ziemlich früh neue Abhängigkeiten.
Die Bedeutung der Neuen Welt für das, was einst »der Aufstieg Europas« genannt wurde, belegen zwei weitere wichtige Aspekte: erstens die Verbreitung neuer Pflanzen- und Tierarten sowie neuer Krankheiten im Rest der Welt und zweitens die Entwicklung von kreolischen Unabhängigkeitsbewegungen, die in Europa und Asien nach 1750 noch ebenso eklatante Nachwirkungen haben sollten wie die »Seuche der Souveränität«, die nach 1783 von den Vereinigten Staaten ausging. Man hat hin und wieder angenommen, dass es zwischen der atlantischen und der asiatisch-afrikanischen Phase der europäischen Kolonialexpansion wenig Verbindungen gegeben habe, weil es nicht Spanien, Portugal, Genua oder Venedig waren, die die europäische Vorherrschaft im 19. Jahrhundert zum Abschluss brachten, sondern Großbritannien, Frankreich und andere nordeuropäische Mächte. Dabei hat man die präkapitalistische Natur dieser früheren Reiche allerdings überzeichnet. Zudem stützten sich selbst die Reichsgründer des 19. Jahrhunderts oft noch auf die Vorbilder, Verbindungen und sogar auf das Personal ihrer Vorgänger. Portugiesisch war noch 1820 die meistgesprochene europäische Sprache in Britisch-Indien und den ehemals niederländischen Kolonien in Südostasien, und ein großer Teil des niederen Beamtentums der britischen Kolonialverwaltung in Indien bestand aus Indo-Portugiesen. Auch viele der sogenannten »Burgher« in Ceylon und die meisten Kreolen Batavias waren portugiesischer Herkunft, während einige der frühesten kreolischen Separatistenbewegungen von den spanischen Philippinen ausgingen.
Viele Argumente für die sehr späte Datierung der »großen Divergenz« entsprangen der sorgfältigen Analyse der chinesischen und japanischen Wirtschaftsdaten anhand der Maßstäbe, die man eine Generation zuvor für die europäische Wirtschaftsgeschichte entwickelt hatte. Wir sollten uns allerdings eingestehen, dass diese Schlussfolgerungen nicht eindeutig und durchaus umstritten waren. Wenn die chinesischen Küstenprovinzen tatsächlich so viele Nahrungsmittel produzierten wie nordeuropäisches Bauernland im 18. Jahrhundert und wenn Japan seine eigene »Revolution des Fleißes« erlebte, so haben europäische Historiker dem entgegengesetzt, dass die Produktivität – anders als die Gesamtproduktion – in Nordwesteuropa weitaus höher gewesen sei. Wenn die Historiker Asiens immer wieder auf den Reichtum und die Komplexität der chinesischen Porzellanindustrie und der chinesischen, osmanischen und indischen Textilproduktion hinweisen, antworten europäische Historiker damit, dass die Produktionsbetriebe Nordeuropas schon vor 1700 eine weit größere Innovationsbereitschaft und technische Entwicklung gezeigt hätten, als man sie in Asien oder im Mittleren Osten erkennen könne. Der Industriellen Revolution selbst ging eine Akkumulation von technischen Veränderungen auf mittlerem Niveau voraus, angestoßen durch neue naturwissenschaftliche Erkenntnisse besonders in den Bereichen Astronomie, Rüstung, Landwirtschaft und Verkehr. Zudem war ein großer Teil jener Innovationen, die man später im Handwerk Indiens, Chinas oder des Osmanischen Reiches beobachtete, von der Nachfrage im fernen Europa abhängig.
Dies ist ein entscheidender Punkt: Europäische Handelsakteure waren in der Lage, zu expandieren, ihre Nachfrage im großen Maßstab ins Ausland zu vermitteln und ihre Ressourcen mit gut bewaffneten Flotten zu schützen. Asiatische und muslimische Gesellschaften besaßen ganz sicher ausgeklügelte Handelskulturen und hatten Formen der doppelten Buchführung und des Schuldscheins entwickelt; in ihnen lebten auch weiterhin die meisten reichsten Kaufleute der Welt. Aber es gab keine Entsprechungen zu den großen europäischen Kapitalgesellschaften wie der Niederländischen oder Englischen Ostindien-Kompanie. Man hat viel geschrieben über die Reisen des Admirals Zheng He und die frühe chinesische Expansion in den Indischen Ozean und an die afrikanische Küste. Während der Qing-Dynastie jedoch fanden chinesische Handelsaktivitäten nur noch in Form von verstreuten Handelsposten einzelner Kaufleute mit kleinen und im Allgemeinen unbewaffneten Schiffen statt. Die chinesische Expansion richtete sich auf dem Landwege ins Innere Asiens, während sich die westeuropäische Expansion auf den Seeweg konzentrierte, wenn wir einmal das Vordringen russischer Kaufleute nach Sibirien auf der Suche nach Pelzen ausnehmen.
Der entscheidende europäische Durchbruch allerdings vollzog sich letztlich in den Beziehungen zwischen dem Staat, der Militärtechnik und der Bürgerelite, die den Staat und die Gesellschaft auf verschiedenen Wegen kontrollierte – grob gesagt Jürgen Habermas’ kritische Öffentlichkeit.[8] Diese Entwicklung fand vor allem in Nordwesteuropa statt. Damit soll nicht geleugnet werden, dass die Moguln, Osmanen und Qing immer raffiniertere Formen der »Gouvernementalität« entwickelten oder dass ihr Umgang mit ethnischer Vielfalt sich in menschlicher Hinsicht positiv von dem einiger der sogenannten »Verfolgerstaaten« des frühmodernen Westens abhob. Doch es gab schon früh deutliche Unterschiede. Die Niederländische Ostindien-Kompanie und ihre Nachahmer arbeiteten mit Kapital und Risiken in einer noch nie dagewesenen Größenordnung. Der englische (später britische) Staat besteuerte hoch und überaus effektiv, wie John Brewer dargelegt hat[9], doch die Kontrolle des Staates durch die Elite mittels des Parlaments stellte sicher, dass das Geld relativ produktiv ausgegeben wurde.
Das galt vor allem für die britische Royal Navy, eine Streitmacht, die im frühen 18. Jahrhundert bis zu 30 000 Mann dauerhaft auf Schiffen Hunderte Kilometer von der britischen Küste entfernt stationieren, sie ständig austauschen und mit Vorräten versorgen konnte. Selbst angeblich weniger effiziente absolute Monarchien auf dem europäischen Festland verfügten über starke und durchsetzungsfähige Besteuerungssysteme, die Ressourcen sehr wirkungsvoll mobilisierten und nur durch die überzogenen Ziele europäischer Konflikte in Übersee unterminiert wurden. China dagegen verlangte, wie etwa die Historikerin Pamela Crossley gezeigt hat, niedrige Steuern, um seine Provinzen zu befrieden, und erwarb Ressourcen durch Eroberungen an seinen Landgrenzen.[10] Das chinesische Heer war überaus schlagkräftig, aber nach zeitgenössischen europäischen Standards logistisch und politisch schwach.
Selbst hier bildete China in gewissem Sinne eine Ausnahme. Als Staatsform und Reich rettete es sich durch die Revolten des späteren 18. Jahrhunderts, bis ideologische Opposition und lokale Staatenbildung im Taiping-Aufstand der 1850er Jahre zusammenkamen und das Qing-Reich schließlich in die Knie zwangen. Andere außereuropäische Staaten und Gesellschaften, vor allem die Osmanen, Safawiden, Moguln und javanesischen Reiche, erlebten diesen inneren Zerfall weitaus früher – zu Beginn des 18. Jahrhunderts –, und der europäische Gold- und Silberhandel trug nur zur weiteren Desintegration bei. Es mag durchaus sein, dass die »große Divergenz« vor etwa 1800 nicht völlig sichtbar wurde oder aber schon vor 1750 absolut unumkehrbar war, doch Europas Wettbewerbsvorteile waren bereits bis zu zweihundert Jahre zuvor deutlich zutage getreten. Globalhistoriker haben sich zu Recht auf die polyzentrische Natur des Wandels in Weltgesellschaften und -ökonomien in der frühen Neuzeit und auf die Auswirkungen auf das Wesen »der Moderne« konzentriert. Dennoch darf das frühe und dynamische Wachstum eines bestimmten Stils europäischer politischer Ökonomie nicht heruntergespielt werden.

Der Nationalstaat und »der Subalterne« als globale Akteure
Konzeptionell verbunden mit der Debatte über den Aufstieg des Westens ist die Beschäftigung mit den Anfängen und dem Wesen des modernen Nationalstaats. Das reicht bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts und etwa zu den Arbeiten Leopold von Rankes und Ernest Renans zurück. Neu belebt allerdings wurde diese Bewegung in den 1970er und 1980er Jahren durch eine Gruppe von Historikern und Soziologen, zu denen auch Eric Hobsbawm und Ernest Gellner gehörten.[11] Nach Meinung dieser Wissenschaftler tauchte der Nationalismus erst sehr spät, im 19. Jahrhundert, als Folge internationaler Konflikte, der Verstädterung und des Anwachsens des »kapitalistischen Buchdrucks« auf. Genau wie die Expansion Europas wurden damit auch der moderne Staat und der moderne Nationalismus zeitlich später angesetzt.
Diese neue Skepsis der 1970er und 1980er Jahre in Bezug auf die Lebensdauer und die Dominanz des Nationalstaats spiegelte offenbar die Annahme wider, dass der Staat eigentlich auf der Kippe stehe. Sie nahm noch weiter zu, als sich transnationale Kapital- und Bevölkerungsströme in den Jahrzehnten nach dem »Fall des Kommunismus« beschleunigten. Die Ansicht, dass der Nationalismus erst in den 1870er Jahren aufgetaucht sei, konterkarierte einen großen Teil der früheren Geschichtsschreibung über den Nationalstaat. Frühere europäische Historiker hatten Nationalitäten bis ins Mittelalter oder sogar in die Spätantike zurückverfolgt. Dies galt auch für Nationen außerhalb Europas. So sprach zum Beispiel George Antonius in den 1930er Jahren von einem arabischen Nationalitätsgefühl in der Zeit des Propheten Muhammad, als die arabische Sprache entstand.
Die offensichtliche Erholung des Nationalstaats nach den kleinen Kriegen der 1990er Jahre und der Finanzkrise von 2008 scheint jetzt wieder einem eher traditionellen Stil der Geschichtsschreibung über Nationen und Nationalismus in die Hände zu spielen. Der Hauptunterschied im Vergleich zur Geschichtsschreibung der 1970er Jahre besteht darin, dass der Nationalstaat heute oft aus der Perspektive derjenigen betrachtet wird, die allem Anschein nach von seinen Mechanismen ausgeschlossen sind: Migranten, Minderheiten und vor allem Frauen, die im größten Teil der Welt noch immer kaum hohe Ämter und Führungspositionen besetzen. Aber der Staat sitzt jetzt historisch wieder fest im Sattel. Verschiedene Wissenschaftler haben in letzter Zeit auch das Thema der mittelalterlichen Ursprünge der Nationalitäten erneut unter die Lupe genommen, während die konservative Wende in der Politik mit dazu beigetragen hat, das Alter von Nationen in und außerhalb Europas wieder großzügiger zu betrachten. Die Oberflächlichkeit eines großen Teils der »Weltgeschichte«, wie sie in Schulen und Universitäten gelehrt wird, hat die »Rückkehr der Nation und des Reichs« in die Lehrpläne verschiedener Länder, darunter Großbritannien, Frankreich und die Türkei, befördert. In zukünftigen Geschichtsstunden auf allen Ebenen muss unbedingt das Transnationale, das »Kosmopolitische« betont werden, die grenzüberschreitenden Wanderbewegungen von Menschen, Waren und Ideen, die sich ebenso stark und zur gleichen Zeit ausweiteten wie die Reichweite des Nationalstaats.
Neben dem Interesse am Staat und dessen erwartetem Niedergang gab es in den 1970er Jahren ein paralleles Phänomen, eine neue Version der »Geschichte von unten«, oft unter der Bezeichnung »Subaltern Studies«. Auf den ersten Blick war das ein wichtiger historischer Moment, weil sich hier zum ersten Mal eine Gruppe von Historikern aus einem zuvor kolonialisierten Volk mit Nachdruck in die Weltgeschichtsschreibung einschaltete. Geschichtswerke über »Menschen ohne Geschichte« in Indien regten bald ähnliche Arbeiten in Südostasien, Lateinamerika und Afrika an.
Diese Entwicklung war natürlich nicht völlig neu. Schon Literaten des 19. Jahrhunderts wie etwa der bengalische Romanautor Bankim Chandra Chatterjee hatten sich für das Leben der Armen interessiert. Marxistische Wissenschaftler, besonders in China, hatten die feinen Unterschiede innerhalb der Bauernschaft, wie sie von Forschern aus dem Westen beschrieben worden waren, verworfen und priesen ein vereinigtes weltweites Proletariat. In der britischen Geschichte hatten unter anderem Christopher Hill und E. P. Thompson Volksmentalitäten analysiert.[12] Allerdings war das »Subaltern Studies Collective«,[13] das sich unter indischen Forschern und Wissenschaftlern in Europa und den Vereinigten Staaten, die sich mit Indien beschäftigten, entwickelte, sicher ein enormer Schock für das internationale historische Establishment und sorgte dafür, dass etablierte Politik- und Wirtschaftshistoriker ihre Aussagen vorsichtiger formulierten. Die Autoren der »Subaltern Studies« gaben die Teleologie und den Sozialstrukturalismus früherer marxistischer und liberaler Historiker weitgehend auf. Sie betonten stattdessen das eigenständige Bewusstsein und die eigenen politischen Formen der »Machtlosen«, zu denen sie mit der Zeit auch kolonialisierte Eliten zählten.
Allerdings wissen viele in der akademischen Welt des Westens nicht, dass die »Subaltern Studies«, sei es in ihrer antimarxistischen oder in ihrer postmodernen Erscheinungsform, in Indien selbst und in anderen postkolonialen Gesellschaften nicht mit offenen Armen aufgenommen wurden. Ein Grund dafür liegt darin, dass die marxistische Gesellschaftsanalyse im Vergleich zu den erkenntnistheoretischen und psychischen Traumata von Eliten, denen sich die »Subaltern«-Historiker immer stärker zuwandten, klare Vorzüge für Historiker und Soziologen besaß, die sich mit umstrittenen und intern zersplitterten Volksbewegungen in vielen Regionen der Welt beschäftigten. Das Wiederaufleben selbsternannter maoistischer Bewegungen in Nepal, im indischen Bundesstaat Bihar und in verschiedenen lateinamerikanischen Ländern in jüngerer Zeit kann durchaus dazu beitragen, die marxistische Historiographie neu zu beleben, auch wenn sie wahrscheinlich nicht wieder den Einfluss erlangen wird, den sie zwischen etwa 1930 und 1970 besaß. Selbst die abstraktesten französischen Marxisten zweifeln heute daran, dass die Revolution unmittelbar bevorsteht. Die beliebten Forschungsgegenstände in liberalen Demokratien – Migranten, Gender, Frauen, Freigelassene, sozial abgesunkenes städtisches Proletariat – standen nie im Zentrum der Teleologien des orthodoxen Marxismus. Dennoch wird die Geschichtsschreibung rund um den Erdball als Reaktion auf »subaltern history« und Kulturgeschichte wohl ein Revival spätmarxistischer Geschichte und der Geschichte politischer Ökonomie erleben.

Amerikanische Hegemonie und internationaler Kommunismus: Abwesende Anwesenheiten
Überlegungen zum Aufstieg des Westens, dem modernen Staat und den »Machtlosen« führen diese Einstiegsdiskussion schließlich zu Leerstellen in der modernen Globalgeschichtsschreibung. Der Aufstieg der USA, die europäische Entkolonialisierung und der relative Niedergang Europas haben diese Geschichte zwangsläufig beherrscht. Die Weltkriege, der Kalte Krieg und in letzter Zeit der Aufstieg des Islamismus lieferten einen wichtigen Anstoß für diese Arbeit. In mancher Hinsicht bleibt das Erstgenannte – die US-Geschichte selbst – ein Paradoxon, was ihre Beziehung zur Weltgeschichte angeht. Die Geschichte dieser beherrschenden Weltmacht und größten Konsumentin, Heimstatt des modernen Kapitalismus und der modernen Demokratie, Sitz der größten und vielfältigsten historischen Wissenschaft weltweit, bleibt für viele Zeitabschnitte unvollständig. Wie bei der britischen Geschichte bis zum Zweiten Weltkrieg könnte es auch hier daran liegen, dass gerade diese Dominanz zu einer gewissen Wendung nach innen geführt hat. Jedenfalls haben sich – verglichen mit dem riesigen Korpus amerikanischer Nationalgeschichten – relativ wenige herausragende Arbeiten der Analyse des weltweiten Einflusses der USA und der Reaktionen darauf gewidmet.
Für das 19. Jahrhundert zum Beispiel wendet man sich gerade einer Vorstellung der nationalen Unabhängigkeit zu, die David Armitage die »Seuche der Souveränität« nannte.[14] Die Bedeutung der Ausweitung des US-Handels auf den freien Welthandel ist dagegen kaum untersucht. Auch zu den weiteren Auswirkungen des amerikanischen Bürgerkriegs, nicht nur auf Mexiko, sondern auf Westeuropa, und, durch Baumwollpreise und neue Methoden der Kriegführung, auf so ferne Gesellschaften wie Ägypten und Indien, gibt es relativ wenige Arbeiten. Der »Wilson’sche Augenblick« zwischen 1917 und 1920 ist kürzlich ins Blickfeld geraten.[15] Doch die internationale Diplomatiegeschichte der USA ist selten in einen Dialog mit den regionalen Sozialgeschichten gesetzt worden, um ein überzeugendes Bild von der Bedeutung der US-Macht und der Reaktionen darauf zu zeichnen. Jüngere Untersuchungen zum Vietnamkrieg etwa haben sich im Allgemeinen auf eine strikt amerikanische Perspektive zurückgezogen und die einheimische Geschichte des Widerstands den Ethnologen überlassen. Verglichen mit den unzähligen Studien zur europäischen Entkolonialisierung wird der damit einhergehende Aufstieg der amerikanischen Macht, Kultur und Beeinflussung zwar in vielen kleineren Untersuchungen dargestellt, doch eine überzeugende Synthese fehlt, wenn man von den in gewisser Weise triumphalen Narrativen von der Ausbreitung der »amerikanischen Freiheiten« absieht.
Die Arbeiten zur amerikanischen Hegemonie sind also relativ dünn gesät und in ihren Themen begrenzt. Ähnlich ist auch ihr Pendant, die weltweite kommunistische Ökumene, die von 1917 bis wenigstens 1989 und länger in einer abgeschotteten Form in China, Nordkorea und Vietnam existierte, weithin vernachlässigt worden. Ein Problem hierbei war die extreme Zunahme von Kommunismus-Experten während des Kalten Krieges. Sie widmeten sich der Erklärung der Macht und der Bedrohung, die vom Sowjetblock ausgingen. Als dieser Block Ende der 1980er Jahre plötzlich in sich zusammenbrach, verkümmerte dieses Genre der Politikwissenschaft und Geschichte fast genauso schnell. Und doch war die kommunistische Welt weit mehr als fragiler Despotismus. Ärzte, Lehrer, Ingenieure und andere Spezialisten zogen in großer Zahl von einem kommunistischen Land ins andere; Wirtschaftssysteme wurden in einem gewissen Ungleichgewicht voneinander abhängig.[16] Der kulturelle Fortschritt kommunistischer Nationen wurde in vielen verschiedenen Medien gerühmt und bereitete die Menschen auf das Wiederauftauchen der Tropen des nationalen Historismus vor, den wir im nächsten Abschnitt behandeln werden. Tatsächlich hat es die schier unendliche Menge von Dokumenten des letzten Jahrhunderts und die Überfülle von Stimmen, die sich dazu äußern, schwierig gemacht, den »day before yesterday« zu erforschen und darüber zu schreiben und zu lehren.

Weltgeschichtliche Methodologien: 
Niedergang und Aufstieg des Historismus
Nach den Überlegungen zum Rahmen und zu den Beschränkungen von Weltgeschichte und vom Schreiben über die letzte Generation widmet sich dieser Abschnitte der Frage des Stils und der Darstellung. Die klassische historistische Denkweise des 19. Jahrhunderts postulierte eine Entwicklung von Rassen, Nationen oder Institutionen durch die Zeit, in der sich ihre wesentlichen Merkmale allmählich herausschälten. Weltgeschichte, soweit sie überhaupt geschrieben wurde, bestand aus einer Beschreibung des Wettbewerbs zwischen diesen sich entwickelnden Einheiten. In ganz unterschiedlicher Weise vertraten Hegel wie auch Comte diese Denkweise, und sie lag auch dem frühen Marxismus zugrunde, wobei der Schwerpunkt hier auf der Entwicklung von gesellschaftlichen Klassen lag. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurde diese Vorstellung durch eine wissenschaftlichere Sicht der Evolution, die mal mehr, mal weniger stark auf die Ideen Charles Darwins und Herbert Spencers zurückgriff, komplizierter.
Einige typische Beispiele betreffen die Entstehung der angelsächsischen Freiheit, wie E. A. Freeman sie darstellte, die Einheit Indiens und die »alte Hindu-Verfassung«, wie zeitgenössische indische Liberale sie sahen. Freemans Generation zeigte ausgehend von Macaulays Geschichtswerken, wie englische Institutionen unter dem »normannischen Joch« ächzten, dann aber schließlich aufblühten, als normannisches Organisationstalent im Zusammenspiel mit teutonischer Protodemokratie eine imperiale Nation entstehen ließ. Im zweiten Beispiel argumentierten indische Gelehrte, dass Indien einst ebenfalls eine große Nation gewesen sei, die durch den Volkswillen regiert wurde. Der agierte mittels eines lokalen Ältestenrats, des panchayat, der als Äquivalent zum angelsächsischen witenagemot gesehen wurde. In den Augen dieser Autoren verkörperten auch die Helden das jeweilige Genie ihres Volkes. Die hochgeehrten indischen Historiker und Romanautoren machten aus dem Gott Krishna eine historische Gestalt und den Gründer der indischen Einheit, nicht viel anders als König Alfred oder die germanischen Stammesführer, die die Legionen des Kaisers Augustus zurückschlugen und das freie deutsche Staatswesen schufen. Die Weltgeschichte wurde zur Heldengeschichte, eine Entwicklung, die Nietzsche schließlich zur Vollendung brachte.
Diese Form des evolutionären Historismus wurde von rivalisierenden historischen Schulen mit einem gewissen Misstrauen betrachtet. Schüler Rankes und Anhänger Lord Actons traten ihr mit einem tiefen empirischen Skeptizismus entgegen und verwarfen sie oft als romantisierend. Spätere Marxisten betonten eher Brüche und Klassenkonflikte als Entwicklungen. Sozial- und Politikhistoriker bestimmten die Vorstellung von Freiheit näher und zeigten, dass sie im Spätmittelalter etwas ganz anderes bedeutete als im 19. Jahrhundert. Postmoderne Forscher im späten 20. Jahrhundert lehnten die Vorstellung einer historischen Evolution rundweg ab und betonten stattdessen das Fragment, die einzigartige Erfahrung. Sie vertraten die Ansicht, dass Geschichte kein objektiver, sich entwickelnder Prozess sei, sondern durch die Diskurse der Gegenwart konstituiert werde. Weltgeschichte wurde damit nach Foucault zur Geschichte der Diskurse globaler Macht.
Es ist deshalb verblüffend, dass der evolutionäre nationalistische Historismus zu Beginn des 21. Jahrhunderts in großen Teilen der Welt noch immer die vorherrschende Form historischen Verständnisses ist. Dies gilt nicht nur in der Allgemeinbildung und den Massenmedien, sondern auch in vielen Bereichen der akademischen Welt. Tatsächlich waren populäre Geschichtsschreibung und akademische Geschichtswissenschaft dieser Art hier ganz und gar keine entgegengesetzten Traditionen, sondern verstärkten und bestätigten einander eher durch Veröffentlichungen und den Buchmarkt. Trotz der Arbeit von spezialisierten Historikern, in der Indian Schoolbook Commission zum Beispiel, hat die Vorstellung altindischer Freiheiten, die von Alexander, den muslimischen Invasoren und schließlich den Briten angegriffen wurden, im Verständnis des Volkes und in Schulbüchern überdauert, manchmal noch verstärkt durch Bollywood-Filme und indisches Fernsehen. Selbst das historistische Verständnis der Rolle göttlicher Gestalten in der Geschichte ist einflussreich geblieben, wie der jüngste Konflikt über die Adamsbrücke in Südindien belegt, die noch immer als der Weg gilt, auf dem der Heldengott Rama nach Sri Lanka kam. Die Vermittlung von Weltgeschichte bleibt bestimmt von Erzählungen über Nationalstaaten, die sich seit der Antike entwickelt haben.
Noch verblüffender ist die Situation in kommunistischen und ehemals kommunistischen Gesellschaften. In China spielt Konfuzius, den Historiker des 19. Jahrhunderts in eine quasi-göttliche Gestalt verwandelt hatten, jetzt etwa dieselbe Rolle wie Platon und Aristoteles für die modernen Griechen. Er ist sogar wieder zum Gegenstand direkter Verehrung geworden, die ihn selbst vermutlich entsetzt hätte. Mao Zedong dagegen ist in Schulbüchern wie in akademischen Werken herabgestuft oder in einen »bloßen« Nationalisten verwandelt worden. Nach der kommunistischen Revolution und der Wiedervereinigung Vietnams bekam Ho Chi Minh (Bac Ho oder »Onkel Ho«) eine besondere, fast göttliche Rolle zugeschrieben, während die Verehrung anderer Helden und Geister aus Vietnams Vergangenheit unterbunden wurde. Inzwischen ist auch hier die sozialistische Geschichte wieder mit der nationalen verbunden. Historische Gestalten, besonders jene, denen man die Abwehr chinesischer, französischer und amerikanischer Invasoren zuschreibt, wurden wieder als die wahren Träger der Geschichte Vietnams eingesetzt. Ähnlich lag bei einer neueren russischen Umfrage nach dem größten Russen der Geschichte Zar Nikolaus II. vor Stalin. Doch dieser zweitplatzierte Stalin war nicht mehr der Stalin der marxistischen »Nationalitätenfrage«. Es war vielmehr Stalin, der Verteidiger Russlands, ein Held in der großen Tradition Alexander Newskis und Iwans des Schrecklichen.
Man glaubt vielleicht, so etwas könne in Westeuropa oder den USA nicht passieren. Hier sind, so möchte man annehmen, die kritische Sozial- und Politikgeschichte und der nachfolgende Postmodernismus von der akademischen Sphäre in das allgemeine Verständnis der Vergangenheit übergegangen und haben es korrigiert. Die Weltgeschichte ist ohne Zweifel als eine unvoreingenommene Meistererzählung daraus hervorgegangen. Doch dem war keineswegs so. Nationalgeschichten mit einer leicht triumphalen Note bestimmen noch immer das Bild. Noch bedeutsamer ist, dass die Geschichten der europäischen Nationalreiche nach wie vor große öffentliche Bewunderung hervorrufen und oft direkt als Vorläufer des »humanitären Interventionismus« angeführt werden, der Einsetzung eines Scheinbilds westlicher Kultur oder Demokratie durch Waffengewalt. Das beschränkt sich keineswegs auf das Verständnis der nordeuropäischen Reiche des 19. Jahrhunderts. Eine Ausstellung im British Museum über die Azteken zum Beispiel wurde im Jahr 2009 von verschiedenen Kommentatoren wegen ihres »moralischen Neutralismus« gegeißelt. Die Aztekenherrscher, so hieß es, ähnelten den Nazis, und folglich sei der Einfall der Spanier eine wohltätige zivilisationsstiftende Zumutung gewesen. Diese Kommentatoren klammerten die Tatsache aus, dass die Heldentaten eines Cortés und Pizarro letztlich den Tod von vielleicht 80 Prozent der indigenen amerikanischen Bevölkerung durch Krankheit und Unterdrückung zur Folge hatten.
Im Fall der französischen Schulbücher intervenierte die Politik direkter, um die Vorstellung der mission civilisatrice Frankreichs in Afrika vor ihren Kritikern zu bewahren. In der anglophonen Welt wiederum haben liberale und konservative Historiker, viele von ihnen erstklassige Vertreter ihres Fachs, Themen neu aufgegriffen, die Macaulay, E. A. Freeman und G. M. Trevelyan gefallen hätten. Niall Ferguson hat das British Empire wieder als ein Reich des freien Handels aufpoliert.[17] Andrew Roberts hat die Geschichte des Triumphs westlicher Freiheit auf beiden Seiten des Atlantiks neu bewertet[18] und diese Analyse auf das frühere britische Empire ausgedehnt. Anwärter der konservativen Partei auf Ministerämter versuchen nun, den Unterricht über »die Könige und Königinnen von England« wieder im nationalen Lehrplan zu verankern. Selbst Gordon Brown, der frühere britische Premierminister der Labour Party, lobte die Anstrengungen britischer Missionare und Lehrer im kolonialen Afrika. Damit folgte er allerdings nur einem starken akademischen Trend, der Gott noch immer auf dem afrikanischen Kontinent wirken lässt, diesmal aber gegen die Interessen gieriger Imperialisten. Der Bereich der afrikanischen Geschichte verströmt oft eine historische Empfindsamkeit, die nach christlicher Buße riecht. Dem steht allerdings ein Verständnis afrikanischer Geschichte als einer Geschichte ethnischer Unterdrückung der Schwarzen durch Weiße gegenüber, das den Forschungen in den Vereinigten Staaten entstammt, aber ebenso ein Produkt nationaler Schuld ist.
Der Grund für das Beharrungsvermögen, ja sogar die Neuerfindung des nationalen und ethnischen Historismus des 19. Jahrhunderts, hat zum Teil mit den wirtschaftlichen Strategien der Medien zu tun. Selbst akademische Historiker sehen sich genötigt, dicke Bücher über Kriege und große Staatsmänner zu schreiben, die uns zeigen können, »wie wir hierhergekommen sind«. Teils ist das der oben erwähnten wiederauflebenden Bedeutung des Nationalstaats geschuldet. Die Wahrnehmung der 1970er und 1980er Jahre, wonach der Nationalstaat durch die Neue Welt der globalisierten Kapitalströme und der weltweiten Migration überfordert sei, hat sich als unbegründet erwiesen. Die Nation erscheint einmal mehr als die einzige Festung gegen wirtschaftliche Dystopie, pandemische Krankheiten und illegale Migration.
Die Vorstellung eines göttlichen Wesens, das durch die Geschichte wirkt – ein paralleles Thema zum politischen Historismus des 19. Jahrhunderts –, hat durch das Anwachsen des evangelikalen Christentums und eines militanten Islam überall auf der Welt und selbst durch solche Ereignisse wie die Wahl von Barack Obama zum Präsidenten der Vereinigten Staaten ebenfalls neuen Auftrieb erhalten. Diese Denkbewegungen entstehen oft über Umwege. So haben zum Beispiel kürzlich liberale Historiker der islamischen Welt versucht, die Themen des Dschihad und der Eroberung zugunsten der Idee islamischer Bruderschaft und der friedlichen Verbreitung des Glaubens herunterzuspielen. Dies ist ganz eindeutig eine Reaktion auf die Dämonisierung des Islam in der Folge des Aufstiegs von Al-Qaida und den Taliban. Und doch wirft uns dieser turn zurück ins späte 19. Jahrhundert, als T. W. Arnold im Kampf gegen die Islamo- und Turkophobie seiner Zeit über die Expansion des Islam als einer Religion der Gleichheit, blind gegenüber der Rasse, schrieb. In gewisser Hinsicht wirft er uns sogar noch weiter zurück bis auf Gibbon und Voltaire, die den Rationalismus und die Gleichheit der muslimischen umma lobten im Gegensatz zu dem, was sie als christliche Irrationalität und Despotismus betrachteten. In diesem Kapitel soll es im Weiteren darum gehen, diese Analyse des Wettstreits zwischen evolutionärem Historismus und historischem Relativismus an einem wichtigen Schlüsselthema zu entwickeln: dem Bereich der sozial kontextualisierten Geistesgeschichte, die von der welthistorischen Perspektive deutlich profitieren kann.

Die Vergangenheit und Gegenwart globaler Geistesgeschichte
Im Verlauf der letzten Generation hat auch die Geistesgeschichte ein fast unmerkliches Wiedererwachen von Teleologie und Historismus erlebt, trotz aller Anstrengungen vieler Philosophen und Postmodernisten, beides zu verbannen. Die Letzteren, die uns unbedingt bewusstmachen wollten, dass ein Großteil der historischen Forschung politisch »eingefärbt« sei, überreizten ihr Blatt, indem sie alle »großen Erzählungen« mit Ausnahme ihrer eigenen ablehnten und die Meinung vertraten, die Geschichte weise überhaupt keine wiedererkennbaren Muster auf. Dennoch sieht es im Moment so aus, als sei eine global stärker vernetzte Ideengeschichte im Kommen.
Drei wichtige geistesgeschichtliche Traditionen Europas und Amerikas ließen sich nach dem Zweiten Weltkrieg erkennen. In der englischsprachigen Welt gab es eine Verschiebung weg von der Entfaltung von Themen (Gerechtigkeit, Demokratie etc.) durch Genealogien kanonischer Denker, wie sie den Ansatz von G. H. Sabine, John Plamenatz und der Generation der 1930er bis 1960er Jahre geprägt hatte, hin zu einer kontext- und zeitbezogenen Ideengeschichte der sogenannten »Cambridge School« um Quentin Skinner, John Dunn, John Pocock und andere.[19] Der politische Philosoph Raymond Geuss teilte mit dieser Schule seine Abneigung gegen den »Moralismus« der vorherrschenden Richtung liberaler politischer Philosophie, für die John Rawls stand, und das Interesse an der »Realpolitik«.[20] Auch einige französische Geistesgeschichtler, vor allem Pierre Rosanvallon[21] und seine weiter links angesiedelten Genossen, haben die Ideengeschichte in ähnlicher Weise sehr viel tiefer in der Sozial- und Politikgeschichte verankert.
Zweitens, und ebenfalls in Westeuropa, betonten spätere marxistische Autoren der Frankfurter Schule, vor allem Jürgen Habermas, sehr stark die historischen Umstände,[22] obwohl das Konzept der Entstehung einer »Öffentlichkeit«, die zwischen Staat und Gesellschaft angesiedelt ist und beide kritisiert, noch Reste des früheren teleologischen Ansatzes beibehielt. Bemängelt wurde, dass dieses Konzept den Themen Religion, Rasse und Geschlecht sowie jenen Menschen, die von der kritischen Debatte ausgeschlossen waren, zu wenig Aufmerksamkeit widmete, aber es war dennoch überaus einflussreich in der Geschichtswissenschaft, die versuchte, dem Konzept der Modernität eine historische Tiefenschärfe zu geben. Die dritte Tendenz, verbunden mit Reinhart Kosellecks »Begriffsgeschichte«, gilt als konservativer als die zuvor genannten Ansätze.[23] Sie kann aber das Verdienst für sich in Anspruch nehmen, die Rolle der epistemologischen wie der physischen Gewalt in der Ideengeschichte zu betonen. Dagegen haben englischsprachige Autoren die Geschichte und die Ideologien zumindest seit dem englischen Bürgerkrieg ein wenig zu »höflich und gut verkäuflich« dargestellt.
Trotz ihrer Abneigung gegen die Teleologie in der Geistesgeschichte bestand das Kernargument der erstgenannten Tradition, der »Cambridge School«, darin, das Aufkommen und die Verbreitung eines Gefüges von Ideen oder »Sprechakten« in der Geschichte zu betonen, die als bürgerlicher Republikanismus bekannt geworden sind. Die Idee der sich selbst regierenden bewaffneten Bürgerschaft entstand, so heißt es, nach dem Zusammenbruch des Reiches und des Papsttums in Europa und mit dem Auftauchen freier Stadtstaaten, vor allem in Norditalien. Die Tradition der Debatte über den Bürger, die Macht und den Staat, die vor allem mit Machiavelli assoziiert wird, eigneten sich dann später die nordeuropäischen Protestanten in ihren Konflikten mit der Monarchie und der Kirche in den »Religionskriegen« an. Sie wurde zur Basis der politischen Tradition der Whigs, die sich wiederum amerikanische, australoasiatische und sogar indische Demokraten im späten 18. und 19. Jahrhundert zu eigen machten. Die Geschichte des europäisch-amerikanischen politischen Denkens wurde faktisch zu einer Universalgeschichte. Sie war allerdings keine Weltgeschichte, da sie sich kaum mit den Aneignungen und Transformationen dieser Ideen außerhalb Europas und Amerikas beschäftigte.
Welche Rolle spielen diese Formen der Geistesgeschichte in letzter Zeit weltweit? Zunächst einmal sollte betont werden, dass Regionen außerhalb Europas und Nordamerikas und der christlichen Welt lange über eigene starke Traditionen geistesgeschichtlicher Historiographie verfügten. Diese haben sich in mancher Hinsicht intensiver als ihre westlichen Pendants mit der Rolle der Religion in der Politik auseinandergesetzt, nicht zuletzt deshalb, weil ihre Historiker sich des breiten Spektrums von Phänomenen bewusst sind, die der Begriff »Religion« traditionell in diesen Gesellschaften abdeckt, von Ritualen und Kult bis hin zu rationalistischer Philosophie. Klassiker wie Albert Houranis Arabic Thought in the Liberal Age, Joseph Levensons Confucian China and its Modern Fate oder David Bradings The First America machten dies deutlich.
Die Auswirkungen des Christentums auf nichtchristliche Denktraditionen sind für das imperiale Zeitalter in Asien und Afrika gut dokumentiert. Dennoch steht außer Zweifel, dass die globale oder transnationale Geistesgeschichte noch immer ziemlich unterentwickelt ist. Historiker, die sich mit der europäischen oder amerikanischen Geistesgeschichte befassen, wildern kaum einmal außerhalb ihres Reviers, während Asien- und Afrika-Historiker sich eher mit nationalen oder regionalen Themen beschäftigen oder europäische Ideen auf den Status ferner »Einflüsse« zurückstufen, statt sie als »Sprechakte« zu sehen, die angeeignet, ausgeschlachtet, vermischt und benutzt werden, um an bestimmten Orten für einen politischen und ökonomischen Wandel zu sorgen. Und doch ist eine Kritik der Annahme nicht hinterfragter westlicher »Führerschaft« in der Ideengeschichte – ohne einen Rückzug auf einen banalen Relativismus – wesentlich für die Auflösung des westlichen nationalistischen Historismus.
Wie würde sich die »Cambridge School« mit ihrer Analyse von der Geburt des bürgerlichen Republikanismus schlagen, wenn man Analogien in der islamischen Welt, in Indien oder China suchte? Hier ist Sheldon Pollocks Bericht über die Austrocknung des politischen Denkens im spätsanskritischen Indien von Bedeutung. Zwischen 1200 und 1700 gediehen und expandierten große Staaten und Vielvölkerreiche überall in Asien, während kriegführende Königreiche und Stadtstaaten überall in Europa politische und intellektuelle Energie verbrauchten.[24] Laut Pollock erreichte der Subkontinent stattdessen ein kulturelles und intellektuelles Gleichgewicht, das ein die bestehenden Gesellschaftsstrukturen in Frage stellendes politisches Denken demotivierte und den Niedergang des Sanskrit als literarischer Sprache des philosophischen Diskurses beschleunigte.
Darin liegt ganz offenkundig viel Wahres. Indiens Machiavelli hieß Chanakya und lebte zweitausend Jahre früher, sein Locke hieß Ram Mohan Roy und lebte einhundertfünfzig Jahre später als sein europäisches Pendant. Und doch erlebten Indien und das übrige Asien weniger tiefgreifende Renaissancen und weniger rigorose Aufklärungen, die die intellektuelle Debatte vorantrieben und Material für spätere Denker und Politiker lieferten. Im gesamten islamischen und indoislamischen Asien wurde im Zeitalter des Osmanischen, Mogul-, Safawiden- und Mataram-Reiches die Literatur im Stil der »Fürstenspiegel« aufgenommen und ausgeschmückt. Gleichzeitig entwickelten sich weiterhin lokal begrenzte Überlieferungen politischer und gesellschaftlicher Äußerungen, wie etwa das indische Panchatantra, das man vielleicht mit Äsops Fabeln vergleichen könnte. Vor allem aber wurde in all den großen Reichen weiterhin über das Wesen der Staatsführung und der guten Regierung unter gütigen Herrschern diskutiert. Unter den Qing in China und den Tokugawa in Japan nahm die politische Debatte eine buddhistische, konfuzianische oder shintoistische Form an. Pamela Crossley bietet eine anschauliche Analyse der verschiedenen Debattenstile über das Wesen der chinesischen Himmelsmonarchie in der Qing-Zeit, während andere Autoren darauf hinweisen, dass in Japan wie in China weiter über Aspekte konziliarer Regierung diskutiert wurde. In Japan zum Beispiel hat man das Gleichgewicht zwischen Zentralmacht und lokalen Mächten in der Tokugawa-Ära (um 1600–1870) als intellektuell produktiv betrachtet. Es inspirierte ein Staatswesen, das ein zentralisierendes Ethos bewahrte, zugleich aber das Aufblühen lokaler Kulturen erlaubte, einschließlich der Aneignung des sogenannten »holländischen [d.h. europäischen] Wissens« in Chirurgie, Botanik und Metallurgie lange vor dem Blizzard des Kolonialismus.
In der indoislamischen und nordafrikanischen Welt war die Debatte über das Wesen von Regierung geprägt durch eine Verschmelzung von Recht und Normen des Islam mit Aristoteles’ Politik, woraus eine Form moralisch-politischer Literatur, achlaq genannt, entstand. Cemal Kafadar beschrieb eine echte Renaissance im Osmanischen Reich nach der Neubelebung der Beschäftigung mit Aristoteles nach 1453.[25] Der Mogulherrscher Akbar ließ sich täglich aus den Werken einiger wichtiger post-aristotelischer Kommentatoren wie Nasir ad-Din at-Tusi vorlesen. Andere Historiker haben auf neue Formen der Geschichtsschreibung überall in Asien verwiesen, die deutlich von der Mythologie abgegrenzt wurden und Kommentare zur guten Regierung und innerstaatlichen Tugend einschlossen. Und das waren nicht nur einfach abstrakte politische Debatten: Asiatische, nahöstliche und nordafrikanische Gesellschaften besaßen Formen der Gemeindeversammlung, denen eine Rolle in der Kommunalregierung vorbehalten war. Wie durchsetzungsstark oder wichtig sie letztendlich waren, hing von der Art der Herrschaft und von Ort und Zeit ab. Ein Beispiel dafür war der panchayat des 18. Jahrhunderts in den vorkolonialen westindischen Reichen. Narendra Wagle hat gezeigt, dass diese lokalen beratenden Körperschaften eine bedeutende Rolle bei der Beilegung politischer Auseinandersetzungen über Land und Vermögen spielten.[26] Sie waren Institutionen für alle Kasten, und Vertreter der Herrscher griffen eher moderierend als bestimmend ein. Die Existenz solcher Institutionen in der vormodernen und vorkolonialen Zeit erwies sich als wichtige mythische Quelle für spätere Liberale und Sozialisten, die den Kolonialherrschern beweisen wollten, dass sie durchaus imstande waren, sich selbst zu regieren.[27]
Ganz sicher kann man zumindest sagen, dass die Unterscheidung zwischen lebhaften politischen Diskussionen rund um reale Institutionen in Europa und seinen amerikanischen Kolonien einerseits und Despotismus oder träger Rezeption klassischer Texte in Asien und Afrika andererseits gewaltig übertrieben ist. Gleichzeitig aber ist richtig, dass nach etwa 1700 das Ende des gesellschaftlichen und intellektuellen Gleichgewichts der alten Reiche durch Invasionen von außen und Aufstände im Inneren zu einer starken Beschleunigung der politischen Debatte in diesen Gesellschaften führte. Zumindest in der muslimischen Welt gingen die neuen politischen Kontroversen der europäischen Einmischung voraus. Die puristische wahhabitische Bewegung in Arabien wuchs in den 1740er Jahren schlagartig, als das Osmanische Reich immer weiter in die arabische Peripherie vordrang. Diese politische Kraft wollte die Machtausübung ebenso reformieren wie das religiöse Leben, und sie war der direkte Vorgänger vieler moderner islamistischer Bewegungen, etwa der Muslimbruderschaft in Ägypten oder der Tablighi-Bewegung in Südasien, die sich inzwischen nach Europa und Amerika ausgebreitet haben. Orthodoxere Formen muslimischer Gelehrsamkeit und Diskussionen unter Sunniten wie unter Schiiten reagierten auf diese Herausforderung.
Unzweifelhaft war allerdings, dass das Zusammentreffen dieser Ereignisse mit massiven Veränderungen durch die Revolutions- und Napoleonischen Kriege und durch die einsetzende Industrialisierung in Europa und Amerika ein entscheidender Faktor bei der Globalisierung des politischen Denkens im Westen war. Liberale Ideologie, zunächst als rechtsstaatliches Denken und dann in der Form des demokratischen Nationalismus, verbreitete sich nach 1800 mit bemerkenswerter Geschwindigkeit vom frühen französischen Algerien über das Osmanische Reich bis nach Indien, Indonesien und auf die Philippinen. Die Gedanken eines Immanuel Kant, Auguste Comte oder Giuseppe Mazzini wurden zusammen mit dem Vorbild George Washingtons in so weit entfernten Ländern wie Brasilien, Mexiko und Japan rezipiert, transformiert und lokal nutzbar gemacht. Später in jenem Jahrhundert hatte die Evolutionstheorie – allerdings eher in der von Herbert Spencer als der von Charles Darwin vertretenen Ausprägung – auf dem ganzen Erdball tiefgreifenden Einfluss.
Das Christentum, das auf der Erfolgswelle des Imperialismus mitgeschwommen war, erwies sich in der Verschmelzung mit dem Neobuddhismus in der chinesischen Taiping-Rebellion (1850–1870) als revolutionäre Kraft. Es beeinflusste auch Herrschaftsformen in den afrikanischen Königreichen südlich der Sahara wie etwa Buganda. Selbst dort, wo christliche Missionare nur wenige Menschen bekehrten, zum Beispiel im größten Teil Asiens, im Nahen Osten und im muslimischen Nordafrika, hatte ihre Religion große Wirkung. Indigene religiöse Traditionen wurden gereinigt, modernisiert und mit von den christlichen Kirchen übernommenen Werbungs- und Organisationsmethoden aufgerüstet. Diese neobuddhistischen, neohinduistischen und wiederbelebten muslimischen Traditionen befeuerten, wo immer sie spürbar wurden, tiefschürfende politische Diskussionen.
Historiker haben gezeigt, dass selbst in Europa spätere sozialistische und revolutionäre Bewegungen auf schon länger bestehenden Denkmustern und oft auf älteren religiösen Traditionen aufbauten. Die klassische Untersuchung von Edward Thompson zur englischen Arbeiterklasse hob die Bedeutung des Methodismus in der neu aufkommenden sozialistischen Ideologie hervor. Die enge Beziehung zwischen demokratischen Bewegungen im Kampf gegen die Sklaverei und der evangelikalen Religion in den USA war ebenso auffallend. Und in Russland war der Aufschwung populistischer Politik eng verbunden mit der Sekte der Altorthodoxen. Deutliche Analogien dazu finden sich in vielen Weltgegenden. Die Massenpolitik Gandhis in Indien vermischte den populären Vishnuismus mit Ideen aus dem Christentum und dem Denken Tolstois. In China stützte sich der frühe Nationalismus Sun Yat-sens auf die Traditionen des Christentums, das entlang der chinesischen Küste Fuß gefasst hatte. In verschiedenen Teilen Ost- und Südostasiens, vor allem im französischen Indochina, nahm der Marxismus-Leninismus eine entschieden buddhistische Färbung an. Politische Ideologien in Ost- wie in Westafrika waren stark von den Aktivitäten europäischer und amerikanischer christlicher Missionare beeinflusst. Das afrikanische Christentum übernahm zahlreiche indigene Vorstellungen vom guten Leben und Wohlergehen, während es die Lehre von Buße und Opfer eher nachrangig behandelte. Einerseits ließ diese Politik Vorstellungen vom gütigen patriarchalen Versorger wieder aufleben, wie zum Beispiel Jomo Kenyattas Facing Mount Kenya belegt. Andererseits standen Afrikanerinnen manchmal an der Spitze christlicher Bewegungen, die genau dieses Patriarchat hinterfragten.
Jüngere Geschichtswerke neigen dazu, die revolutionären Auswirkungen des Marxismus-Leninismus auf das politische Denken und Handeln nur in knappen Umrissen zu skizzieren, und das einst mächtige sozialistische Weltsystem gerät, wie schon gesagt, allmählich in Vergessenheit. Dennoch stellte der Marxismus einen wichtigen Bruch in der Geistesgeschichte dar. Der frühe Sozialismus in Großbritannien, den Vereinigten Staaten und vielen asiatischen und afrikanischen Kolonialgesellschaften wurde oft von denselben christlichen und romantischen Vorstellungen beeinflusst wie der spätere kommunitaristische Liberalismus. Die Wortführer des Kommunismus versuchten zweifellos von 1917 an bis zu Maos Kulturrevolution und der kubanischen Revolution der 1950er Jahre, das globale Denken nach dem Vorbild des atheistischen revolutionären Progressivismus zu reformieren. Selbst noch mit der Rückkehr von Blut, Ethnie und Kultur nach dem Zusammenbruch des Kommunismus in den 1980er Jahren und dem Aufstieg des Islamismus erlebte der revolutionäre Kommunismus sporadische regionale Revivals, sei es in der Académie française, in Nepal, Bihar oder in Hugo Chavez’ Venezuela.
Die letzte Generation hat folglich eine Veränderung der intellektuellen Stimmung miterlebt, die wiederum die Art und Weise beeinflusste, wie man Geistesgeschichte auf Weltebene schrieb. In den 1970er Jahren kämpften Liberalismus und Neoliberalismus gegen eine noch mächtige sozialistische und kommunistische Ideologie. Auf der einen Seite stand die liberale Tradition von John Rawls, die in einem unbehaglichen Tandem mit der Wirtschaftslehre vom freien Markt kooperierte, wie die Weltbank und der Internationale Währungsfonds sie vertraten. Auf der anderen Seite stand der späte Marxismus, der Jean-Paul Sartre durch Gramsci und Foucault ersetzt hatte. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist die Situation stärker im Fluss, sie spiegelt die neue multizentrische Weltpolitik wider und beeinflusst auch die Globalgeschichtsschreibung. Postmodernismus und Postkolonialismus haben alle »grundlegenden« Betrachtungen zum historischen Wandel, unabhängig davon, ob sie den Markt in den Mittelpunkt stellen oder von sozialen Klassen ausgehen, hinterfragt. Das westliche intellektuelle Selbstbewusstsein ist angeschlagen durch die vielen Arbeiten in der Nachfolge von Edward Saids Orientalismus, die den bereits vorhandenen Arbeiten über nichteuropäische Gesellschaften eine Mitschuld am Imperialismus vorwarfen.
Inzwischen sind neue Werke zur politischen Theorie entstanden, die verschiedene Ansätze miteinander verbinden. So war die schiitische Erweckungsbewegung des Ayatollah Khomeini gewürzt mit Themen und Argumenten der früheren marxistischen Kritik am westlichen Kapitalismus. Die Missionserfolge verschiedener evangelikaler Kirchen insbesondere in Afrika und Lateinamerika brachten eine katholische Reaktion in Form der »Befreiungstheologie« hervor. Diese wiederum wurde überrollt durch stark wachsende Pfingstler-Bewegungen in Lateinamerika wie in Afrika, die die Beziehung des Einzelnen zu Gott betonten und gut zum ökonomischen Neoliberalismus und der Expansion des Marktes zu passen schienen. Gleichzeitig haben die durch religiöse Spannungen hervorgerufenen Weltkonflikte die Entstehung einer kleinen Gruppe »militanter Atheisten« gefördert.
Vor allem aber ist das intellektuelle Tempo im Westen wie auch in den sich entwickelnden Gesellschaften durch neue Themen von Freiheits- und Umweltbewegungen beeinflusst worden, die auf komplexe Weise mit den etablierteren Ideologien interagieren. Die Frauenbewegung, die in den Vereinigten Staaten in den 1970er Jahren aufkam, hat alle Geistes- und Humanwissenschaften stark beeinflusst, nicht zuletzt in Form der »Gender Studies«. In jüngerer Zeit hat der Feminismus auch im Nahen Osten, in Asien und Afrika Fuß gefasst. Hier haben sich einige wenige Aktivistinnen und Intellektuelle gegen verschiedene Formen neokonservativer und religiöser Ideologie in Stellung gebracht. Diese Feministinnen attackieren Islamismus, Hindutva, Katholizismus und verschiedene Formen des spätkommunistischen Autoritarismus, die noch immer die Unverletzlichkeit der Familie betonen, sei sie nun katholisch, hinduistisch, muslimisch oder von der »Arbeiterklasse« geprägt. Demokratische Ideologien, die sich schon in den 1950er Jahren mit dem Aufstieg von Black Power oder der Bewegung der Dalit (»Unberührbaren«) in Indien aufzufächern begannen, nahmen neue, partikularistische Formen an, vor allem in der Kampagne für die Rechte von Homosexuellen, die allmählich auch das Selbstverständnis von Kirchen und Familien tangierte.
Das gewachsene Umweltbewusstsein in Form der Ökologiebewegung war wohl die wichtigste Entwicklung überhaupt. Eine gewisse Achtsamkeit gegenüber der Umwelt gab es schon seit dem frühen 19. Jahrhundert, doch die annähernde Verdopplung der Weltbevölkerung seit den 1950er Jahren und die wachsenden Befürchtungen im Hinblick auf die »globale Erwärmung« verwandelten dieses Bewusstsein in eine philosophische Position (die »Gaia-Hypothese«, also die Vorstellung eines geologischen Zeitalters, das im Wesentlichen vom Menschen geprägt ist), wie auch in eine Form radikaler politischer Mobilisierung.
Die Bedeutung dieses immer breiteren Spektrums an politischen Ideologien und religiösen Überzeugungen wurde noch massiv verstärkt durch die explosionsartige Ausbreitung des Internets nach 1990, vorangetrieben durch Blogs, Facebook und Twitter und verstärkt durch die Verbreitung von Handys. Dies ist besonders in Afrika und China bemerkenswert, wo vielleicht gerade neue, kontinentumfassende Formen von Öffentlichkeit entstehen. In den Jahren zwischen 1780 und 1820 erweiterte sich die Öffentlichkeit durch die Zeitungen; in der gleichen kurzen Zeitspanne entwickelte sich zweihundert Jahre später eine breite Demokratisierung des Wissens und des politischen Einflusses durch das Internet. Die Folgen sind noch gar nicht wirklich abzusehen, bedeuten aber mit Sicherheit eine enorme Herausforderung für Regierungen, politische Parteien, etablierte Religionen, Bildungsinstitutionen und sogar Eltern auf der ganzen Welt.
Diese Veränderungen nehmen kumulativ zu. Neue Ideen und wirtschaftliche Veränderungen befruchten sich gegenseitig. So hatte zum Beispiel die globale Wirtschaftskrise 2008 bis 2010 eine ganz andere Reichweite als die Krisen der 1840er, 1870er, 1930er oder 1970er Jahre, weil gute wie schlechte Wirtschaftsnachrichten so ungeheuer schnell die Runde machten. Auch hier wirkten die sozioökonomischen Veränderungen, die sich aus technischen und philosophischen Entwicklungen ergaben, wieder zurück auf die Art und Weise, wie die Menschen über die Geschichte ihrer Welt nachdachten. Wahrscheinlich verschwindet die Vorstellung vom Markt als einer selbstregulierenden Einheit ebenso endgültig aus der Wirtschaftstheorie wie Protektionismus und Merkantilismus, die den Federn von Adam Smith und Condorcet zum Opfer fielen. Aber es bleibt abzuwarten, ob die neue Macht des interventionistischen Staates in der Wirtschaft dem nationalistischen Historismus noch mehr Leben einhauchen wird. Die Feierlichkeiten zum fünfzigsten Geburtstag des kommunistischen China haben eindeutig in diese Richtung gewiesen. Mao Zedong erschien erneut, wenn auch noch etwas abgeschwächt, als Retter der Nation vor dem unmenschlichen westlichen Kapitalismus, was auf eine weitere Revision der Rolle europäischer Dominanz in der Weltgeschichte hindeutet.

Eine Weltgeschichte für die Zukunft?
Dieses Kapitel hat die These vertreten, dass der internationale Wettbewerb, nationale Bildungssysteme, Museen, der Buchhandel, die Medien, ja sogar die jüngste Wirtschaftskrise, die alten Themen des nationalen Historismus weltweit eher wieder haben erstarken lassen. Es ist noch nicht einmal klar, ob die Ausweitung der Migration, des Tourismus oder der sogenannten »globalen Zivilgesellschaft« unmittelbar zur Beschäftigung mit vergleichender Weltgeschichte anregen wird. Migrantengemeinden standen oft an vorderster Front, wenn es darum ging, die nationalen Mythologien ihrer Herkunftsgebiete neu erstehen zu lassen.
Ganz sicher jedoch wird sich die historische Perspektive allmählich durch die starke Zunahme globaler Herausforderungen und bewaffneter Konflikte ändern, die ihre Ursache in der demographischen Entwicklung, in Umweltproblemen und in der Globalisierung von Krankheiten haben. Ein wichtiges neues Thema in der Weltgeschichte ist der Druck der schieren Zahl von Menschen auf die Erde selbst, die wachsende Wasserknappheit, die Zerstörung der Wälder und die aus Mangel entstehenden politischen Konflikte.[28] Diese Fragen sind völlig getrennt von der Diskussion über die Bedeutung des Klimawandels zu sehen.
Historiker haben gezeigt, dass das Umweltbewusstsein aus einer Protoethnologie, romantischer Sentimentalität und einer schützenden Haltung gegenüber »Eingeborenenvölkern« Anfang des 19. Jahrhunderts entstanden ist. Allerdings machten erst die Verdreifachung der Weltbevölkerung zwischen 1900 und 2000, der Aufschwung der grünen Politik im Westen in den 1970er Jahren und ökologische Widerstandsbewegungen unter Waldbewohnern und Bauern in der sich entwickelnden Welt die Historiker so richtig auf das Thema aufmerksam. Eng damit verbunden war eine intensivere Historiographie der Hungersnöte. Amartya Sen lenkte mit seinen Arbeiten den Blick der Historiker auf den Hunger und führte Umwelt-, Wirtschafts- und politische Geschichte mit der Ideengeschichte zusammen. Seiner Ansicht nach hat nicht absolute Knappheit, sondern fehlende Verteilungsgerechtigkeit zu den großen Hungersnöten des kolonialen Asien geführt.[29] Übertragen auf unsere Zeit behauptete er, dass es in Demokratien nie zu Hungersnöten komme, ein Argument, das wohl auch weiterhin Geltung beanspruchen kann, da es in verschiedenen failed states Afrikas wieder zu tödlichen Nahrungsmittelknappheiten kam. Einige Historiker vertreten jetzt wie grüne Aktivisten die These, dass die Welt eindeutig in eine neue Phase eingetreten sei, in der die Menschheit selbst zum beherrschenden Einfluss auf die Natur geworden sei.
Eine entscheidende Dimension der Demographiegeschichte ist natürlich die Geschichte der Krankheiten. Viele Jahre lang war dies ein in die Geschichte der Naturwissenschaften ausgelagertes Feld, das – teils auch seiner technischen Natur wegen – zu einer völlig eigenständigen Disziplin wurde. In den letzten Jahrzehnten jedoch gibt es Anzeichen dafür, dass dieses wichtige Gebiet wieder in die allgemeine Geschichtsschreibung integriert worden ist. Die mittelalterlichen und frühmodernen Seuchen waren immer wichtige Themen historischer Analyse, auch und besonders in Mittel- und Südamerika, wo das Massensterben im 16. und 17. Jahrhundert zu einem entscheidenden historischen Bruch führte. In letzter Zeit aber sind Allgemein- und Wissenschaftshistoriker über Studien zur eurasischen Choleraepidemie in den 1830er und 1890er Jahren, über die Verbindung zwischen ethnischen Debatten und der Malariaprävention im Fernen Osten und über die verheerenden Auswirkungen von HIV in Afrika in einen neuen Dialog eingetreten.[30] Die finanzkräftige Unterstützung der Wellcome Foundation in Europa hat dieses Projekt entschieden vorangetrieben.
Da die Weltbevölkerung sich im nächsten Jahrhundert noch einmal verdoppeln wird, muss man zwangsläufig annehmen, dass Konflikte, die durch den auf Konsum ausgerichteten und jetzt nach Indien, China und Brasilien exportierten Lebensstil des Westens ausgelöst werden, zu einer weiteren historischen Neubewertung des Aufstiegs und Niedergangs von Europa und Amerika führen werden. Die Ideengeschichte, die die westliche Demokratie und den Individualismus legitimiert hat, wird immer stärker in ein weltweites, vergleichendes Bezugssystem integriert werden. Auseinandersetzungen über Wasser-, Öl- und Nahrungsressourcen, die Auswirkungen globaler Epidemien und eine Massenmigration auf der Suche nach wirtschaftlicher Sicherheit werden sich auf die Art und Weise, wie man Geschichte schreibt, auswirken. Wie die Staaten mit diesen massiven Problemen umgehen, wird auch weiterhin ihren Erfolg zu einem großen Teil bestimmen. Aber diese Staaten werden unausweichlich in einer transnationalen Arena arbeiten. Das Schreiben von Weltgeschichte wird diese Tatsache widerspiegeln und ein fundamentaler Aspekt sowie ein bestimmender Faktor beim Schreiben aller National- und Regionalgeschichten werden.
 
Aus dem Englischen von Karin Schuler


R. Bin Wong
2. Kausalität

In der einen oder anderen Form ist Kausalität in den meisten Erzählungen zu finden. Es gibt nur wenige historische Darstellungen ohne ein solches Narrativ. Geschichte erzählt Geschichten, kleine wie große. Daher enthalten historische Untersuchungen Annahmen über Ursachen, wenn nicht sogar deren Bewertung. Menschen handeln. Ereignisse finden statt. Nichts in der Gesellschaft oder Natur ereignet sich ohne eine Ursache, häufig haben wir es sogar mit einer ganzen Reihe von Ursachen zu tun. Dennoch finden sich in den Analysen und Interpretationen heutiger Historiker, sei es nun zu einem bestimmten Thema oder einem ganzen Themenbereich, deutlich seltener kausale Aussagen als noch vor einer Generation. Natürlich gibt es einige namhafte Ausnahmen – etwa die Diskussion über die kausale Bedeutung, die ein verändertes Konsumverhalten für die wirtschaftliche Produktion hat, die Gründe für die Hexenverfolgung in der frühen Neuzeit oder die Studien zum Holocaust –, doch die allgemeine Orientierung und die Schwerpunkte haben sich mit der Zeit verschoben, was dazu geführt hat, dass die Kausalität heute eine weniger prominente Stellung einnimmt als früher.
Bis in die 1960er Jahre nahmen Historiker die Gründe für eine bestimmte Entwicklung als Ausgangspunkt für deren Beschreibung und Analyse. In der politischen Geschichte wurden Bücher über die Ursachen der Amerikanischen und Französischen Revolution verfasst, in der Religionsgeschichte sinnierte man über die Gründe der Reformation. Wirtschaftshistoriker stellten wiederholt Überlegungen zu den Ursachen der Industriellen Revolution an. Im Allgemeinen befassten sich historische Arbeiten bis Mitte der 1960er Jahre kaum mit dem Leben der einfachen Leute – ein Vakuum, das dann von der in den 1960er und 1970er Jahren aufkommenden Sozialgeschichte geschlossen wurde. Auch zu diesem Bereich der Geschichtswissenschaft gehörten kausale Darstellungen, etwa die Analyse der Gründe für die Besiedlung bestimmter Stadtviertel, das Bemühen der arbeitenden Bevölkerung um die Verbesserung ihres Lebensstandards oder die Frage, wie Familien auf tägliche Herausforderungen und Chancen reagierten. Die anschließende Hinwendung zur Kulturgeschichte in den 1980er Jahren, als sich die historische Forschung von der Wirtschaftswissenschaft und Politikwissenschaft löste und man sich auf der Suche nach Inspiration verstärkt mit der Anthropologie und Literaturwissenschaft beschäftigte und in Dialog mit diesen Disziplinen trat, bedeutete, dass die Kausalität nicht mehr länger im Mittelpunkt des Interesses stand. Entsprechend verlor die Kausalität auch an Bedeutung für die tägliche Arbeit des Historikers, wie das Beispiel eines jüngeren Kollegen zeigt, der, als er das Thema dieses Kapitels erfuhr, fragte: »Kausalität, ist das nicht etwas, womit sich Historiker in den 1970er Jahren befassten?«
Als sich die Geschichtswissenschaft Ende des 20. Jahrhunderts auch Themengebieten außerhalb Europas und Nordamerikas zuwandte, fanden die Historiker zunächst weite Bereiche, die ihre Arbeit thematisch erweitern, inspirieren und sogar untergraben konnten, mussten anschließend dann allerdings feststellen, dass es immer schwieriger wurde, die eigene Forschung zu lokalisieren, ohne einen Bezug zur weiten Welt herzustellen. Dabei ergab sich in einigen Fällen ein globaler Kontext mit Einflüssen von nah und fern, die für bestimmte Themen relevant waren. Die räumliche Dimension einer »globalen« Geschichte im neuen Jahrtausend trat an die Stelle früherer Ambitionen, historische Veränderungen über lange Zeiträume aufzuzeichnen. Doch ein globaler Rahmen für lokale Themen lieferte im Grunde nicht mehr Orientierung bei der Einordnung in allgemeinere Deutungsmuster als die abgelehnte Teleologie des unilinearen und entwicklungsorientierten historischen Wandels. Wie navigieren wir nun zwischen Einzeldarstellungen und umfassenderen Ausführungen, wenn wir die Fallstricke der »großen Erzählungen« mit teleologischen Annahmen vermeiden wollen? Die Suche nach stringenten, überzeugenden Antworten kann uns zu einem allgemeineren Blick auf die Möglichkeiten der Geschichtswissenschaft im 21. Jahrhundert verhelfen und uns Aufschlüsse geben, wie Historiker miteinander kommunizieren und warum andere Akademiker ebenso wie interessierte Laien weiterhin geschichtswissenschaftliche Untersuchungen lesen sollten. Im Folgenden sollen Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie und warum Kausalität für die Geschichtswissenschaft immer noch von Bedeutung ist, und wie sich die Geschichte einzelner Personen und Orte mit umfassenderen Darstellungen des historischen Wandels verbinden lässt.
Kausale Fragen, die Historiker früher stellten, 
und ihre verschiedenen Antworten darauf
In den 1960er und 1970er Jahren untersuchten Historiker bedeutende historische Ereignisse und versuchten zu erklären, wie und warum es zu diesen gekommen war. Ihre Ergebnisse wurden zu einer bunten Ursachenmischung zusammengefasst und als Möglichkeit präsentiert, den Sinn von Geschichte begreiflich zu machen. In amerikanischen Schulen lernten die Kinder die Ursachen der Amerikanischen Revolution; an den Universitäten in Europa und Nordamerika befassten sich die Studenten mit den Ursachen der Französischen Revolution. Dieser Ansatz ging über amerikanische und europäische Themen hinaus. Auch die chinesische Geschichte des 20. Jahrhunderts wurde in jener Zeit unter der Fragestellung gelehrt, welche Ursachen für die Chinesische Revolution verantwortlich waren. Im Allgemeinen wurden Ereignisse mit weitreichenden Folgen einer historischen Analyse und Interpretation unterzogen. Hatte ein Ereignis gravierende Folgen, ging man davon aus, dass die Ursachen dafür ebenso gravierend waren.
Bei der Französischen wie der Chinesischen Revolution debattierten Historiker über die wichtigsten Faktoren, die ihrer Ansicht nach zu dieser gewaltigen Umwälzung geführt hatten. Manche Historiker erklärten den gewaltsamen politischen Wandel vor allem mit den wirtschaftlichen Verhältnissen und den materiellen Bedingungen. Andere versuchten, einfache und direkte Verbindungen zwischen wirtschaftlicher Not und politischem Handeln zu vermeiden, und argumentierten etwa, Ideen und Institutionen hätten eine entscheidende Rolle dabei gespielt, dass die Revolutionäre erfolgreiche Strategien für den politischen Kampf entwickeln konnten. Gerade weil Revolutionen aus komplexen Ereignisketten in verschiedenen Kontexten bestehen, finden sich alle Arten von gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Merkmalen, deren jeweilige kausale Bedeutung man nur mühsam bestimmen kann.
Im Falle der Beschäftigung mit der Chinesischen Revolution lässt sich noch eine weitere, mindestens ebenso bedeutsame intellektuelle Entwicklung beobachten. Als sich die Historiker eingehender mit der Situation in China nach 1949 beschäftigten, wirkte die Revolution längst nicht mehr so triumphal und erfolgreich, wie sie vielen einst erschienen war. Die wachsende Unzufriedenheit mit den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Folgen machte eine Suche nach den Ursachen weitaus weniger attraktiv. Mit der Wahrnehmung einer historischen Kontinuität, die über die Scheidepunkte von 1789 und 1949 hinausreichte, rückte die Ursachenforschung für die Revolutionen weiter in den Hintergrund. Schließlich fanden Historiker eine alternative Möglichkeit, die Bedeutung der Revolutionen zu würdigen, indem sie deren Wirkung auf die Vorstellung der Menschen in späterer Zeit betrachteten. Wie die Französische und Chinesische Revolution den Menschen im Gedächtnis blieben, wurde zu einer wichtigen Frage für das Verständnis kultureller Sensibilität in jüngerer Zeit.
Früher waren die Ursachen für die Industrielle Revolution ein beliebtes Thema historischer Untersuchungen. Eine »industrielle Revolution« ist als Begriff weniger eindeutig definiert als eine politische Revolution, dennoch wurden die tiefgreifenden Veränderungen, die in England in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts einsetzten und im frühen 19. Jahrhundert in einer neuen Welt der wirtschaftlichen Möglichkeiten kulminierten, als Revolution bezeichnet. Beeinflusst von den Methoden der Wirtschaftswissenschaften, versuchten einige Wirtschaftshistoriker, die relative Bedeutung verschiedener Faktoren auszumachen, die etwa zur Entstehung der Baumwollspinnereien in England führten oder die den Einsatz von Kohle zur Herstellung von Eisen und Stahl erklärten, der wiederum den Bau von Eisenbahnen ermöglichte. Doch bei der Analyse und Interpretation stießen sie im Grunde auf dieselben Probleme wie bei der Untersuchung der Ursachen politischer Revolutionen. Die Industrielle Revolution umfasste eine lange, vielfältige Kette von Ereignissen und Faktoren, deren Bedeutung von Historikern unterschiedlich bewertet wurde. Einige folgten Max Weber und betonten die Bedeutung kultureller und religiöser Wertvorstellungen; andere betrachteten kulturelle und gesellschaftliche Sensibilitäten als ausschlaggebend für den wissenschaftlichen und technologischen Wandel. Wiederum andere verwiesen auf die bedeutenden Vorteile, die durch die Ausbeutung der Ländereien und Ressourcen in der Neuen Welt entstanden, vor allem auf die billige Baumwolle für Englands Textilfabriken. Manche Historiker konzentrierten sich auf die hohen Löhne in England, die dafür sorgten, dass Investitionen in Kapital attraktiver waren als Investitionen in Arbeitskraft.[31] Da sich zwischen den von verschiedenen Historikern hervorgehobenen Ursachen nicht zwangsläufig eindeutige Zusammenhänge ergeben, wirken sie wie separate Faktoren, deren relative Bedeutung schwer zu ermessen ist. Tatsächlich ist die Frage, welche Faktoren für die wirtschaftlichen Veränderungen notwendig waren, die die Industrielle Revolution schließlich ausmachten, und welche Faktoren einfach Veränderungen in einem langsameren Tempo gefördert hätten, ohne zu weitreichenden Umwälzungen zu führen, ein an sich schon hinreichend komplexes Thema. Manche »Ursachen«, die von einigen Historikern besonders hervorgehoben werden, spielten für die Industrielle Revolution womöglich gar keine Rolle, etwa die sogenannte »Protoindustrialisierung«, die als Vorstufe der Industriellen Revolution gilt. Mittlerweile wurden Beispiele in Europa und viele weitere außerhalb Europas gefunden, vor allem die sehr weitverbreitete ländliche Industrie in China, die die These von der Protoindustrialisierung als notwendigem Vorläufer der Industrialisierung wenig plausibel erscheinen lassen.[32]
Die Geschichtswissenschaft war nicht in der Lage, eine knappe Zusammenfassung für das Wie und Warum der Industriellen Revolution zu liefern und Antworten auf die Frage zu geben, warum sie zu einem bestimmten Zeitpunkt in einer bestimmten Region auftrat, obwohl die Unterschiede in der Welt der materiellen Möglichkeiten in den wenigen Jahrzehnten vor und nach der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert deutlich erkennbar waren. In den 1980er Jahren wurde die Bedeutung der Industriellen Revolution von den Wirtschaftshistorikern ohnehin herabgestuft. Tatsächlich waren die quantitativen Veränderungen im betreffenden Zeitraum, die zuvor als bedeutsam eingestuft wurden, relativ bescheiden. Entsprechend wurde die Industrielle Revolution als Teil eines länger währenden ökonomischen Wandels in Europa betrachtet, der zunächst den Boden für die Veränderungen in England Ende des 18. Jahrhunderts bereitete und dann von den neuen wirtschaftlichen Möglichkeiten im gesamten 19. Jahrhundert profitierte. Mit der Betrachtung der Industriellen Revolution in England in einem weiträumigeren europäischen Kontext räumten die Wirtschaftswissenschaftler Europa eine Sonderstellung ein oder betonten zumindest, dass sich die Region von anderen Teilen der Welt abhob, in denen es keine industrielle Revolution gegeben hatte. Durch diese implizite Erweiterung lag der Schwerpunkt nun auf dem umfassenderen und länger währenden Kontext, in den sie die Revolution eingeordnet hatten. Für politische Revolutionen war diese Einordnung nicht ganz so offensichtlich. Dennoch betrachtete man die Amerikanische wie die Französische Revolution als Wendepunkte in einer länger währenden politischen Entwicklung, dem Übergang von der Monarchie zur Republik. Diese Deutung der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung entstand vor dem Hintergrund der damals »neuen« Sozialgeschichte der 1960er und 1970er Jahre.

Kausalität in der »neuen« Sozialgeschichte der 
1960er und 1970er Jahre
Über ein Jahrhundert lang ging man bei der Betrachtung des modernen Lebens davon aus, dass die politische und wirtschaftliche Entwicklung auf einer Kombination aus den Erfahrungen Europas und seiner weißen Siedlergesellschaften sowie den Beziehungen zwischen diesen euroamerikanischen Staaten und ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Eliten zu anderen Bevölkerungen basierte. Die grundlegenden Ansätze reichen bis zu Karl Marx und Max Weber zurück. Marx betonte die negativen, seiner Ansicht nach jedoch notwendigen Auswirkungen der europäischen Expansion auf die Volkswirtschaften und Gesellschaften der restlichen Welt. Weber folgte mit einem systematischeren vergleichenden Werk, das versuchte, das wichtigste Unterscheidungsmerkmal Europas herauszuarbeiten, nämlich die protestantische Ethik, die die europäische Kultur im Hinblick auf das ökonomische Verhalten von anderen Kulturen abhob.
Indem man die Politik als Prozess betrachtete, identifizierte man bestimmte Ideen und Institutionen als ideale Grundlagen für die Organisation eines Staates und dessen Beziehungen zur Bevölkerung, die im 19. und 20. Jahrhundert als »Bürgerschaft« wahrgenommen wurde, mit zahlreichen Rechten und Pflichten sowie bestimmten gemeinsamen Eigenschaften, die sie von den Menschen in anderen Staatsformen unterschied. Die historische Bedeutung von Krisen und Umbrüchen oder politischen Prozessen, die sich über einen längeren Zeitraum hinziehen, wurde anhand ihrer Ähnlichkeit zu euroamerikanischen Entwicklungen bemessen. Die Engländer hatten 1688 ihre Glorious Revolution mit der Herausbildung einer konstitutionellen Monarchie, die Amerikaner erstritten 1776 ihre Unabhängigkeit und die Franzosen setzten 1789 ihrer Monarchie ein Ende. Andere Teile der Welt wurden in dieses europäisch definierte System eingepasst. Afrika und Amerika wurden größtenteils Kolonien, während es in Asien sowohl offizielle Kolonien (zum Beispiel Indien, Vietnam) gab, dazu aber auch ein autochthones Reich (China), Staaten, die nie Kolonien waren (Japan und Thailand), sowie Gebiete, die von einer asiatischen Macht kolonialisiert wurden (die japanischen Kolonien Korea und Taiwan). Auf die Kolonialzeit folgte eine Ära der Dekolonisation, in der politische Beziehungen über eine Kombination aus internationalen und regionalen Organisationen und Netzwerken definiert wurden.
Ähnlich wurden die Ursachen für eine wirtschaftliche Entwicklung in Asien, Afrika und Lateinamerika aus der Wirtschaftsgeschichte Nordamerikas und Westeuropas abgeleitet. Die Übernahme des Rechtssystems mit schriftlichen Verträgen und Firmen westlichen Stils, die Gründung von Banken und die Bereitschaft zu unternehmerischem Risiko sind nur einige Beispiele für die gewählten Themen. Wirtschaftliche Veränderungen dieser Art vollziehen sich oft dann, wenn Volkswirtschaften, die zuvor vom industriellen und kommerziellen Wachstum der entwickelten Länder relativ unberührt waren, in zunehmendem Maße in die internationale Wirtschaft eingebunden werden. Die darauffolgenden Umbrüche werden entweder positiv (die Industrialisierung Japans Ende des 19. Jahrhunderts) oder negativ (die Ausbeutung der Rohstoffe in Teilen Afrikas und Asiens) bewertet. Parallel zur politischen Geschichte wird der wirtschaftliche Wandel als Entwicklungsgeschichte des jeweiligen Landes oder der Region betrachtet, aber auch in den größeren Zusammenhang der wirtschaftlichen Beziehungen gesetzt, die einen Großteil der Erde umspannen.
Die Herausbildung der Nationalstaaten und der industriellen Wirtschaftssysteme als umfassende Prozesse des historischen Wandels liefern den dynamischen Hintergrund für die Betrachtung gesellschaftlicher Veränderungen im Verlauf mehrerer Jahrhunderte. Aus der ländlichen Gesellschaft wurde eine städtische; an die Stelle der überwiegend landwirtschaftlichen Arbeit trat die Arbeit in der Industrie. Der Einzelne löste sich aus dem Geflecht der Familie und der dörflichen Gemeinschaft und wurde zum autonomen Akteur, der sich über seine Beziehung zur Wirtschaft und zum Staat definierte. Staaten definierten die Beziehungen der Bürger untereinander und förderten eine nationale Kultur als Kristallisationspunkt politischer und gesellschaftlicher Identität, die moderne Staaten und Gesellschaften ausmacht.
Der Großteil der in den 1960er und 1970er Jahren verfassten Sozialgeschichte lässt sich mit der von Charles Tilly formulierten Frage zusammenfassen, wie normale Menschen »die großen Veränderungen (er)lebten«. Die Sozialgeschichte der 1960er und 1970er Jahre zeichnet sich durch zwei hervorstechende Merkmale aus. Erstens die statistische Analyse quantitativer Daten, die von den Historikern ausgewählt wurden, etwa das Wahlverhalten unterschiedlicher Bevölkerungsschichten, die Lebensbedingungen von Sklaven im Vergleich zu Lohnarbeitern oder die soziale Mobilität verschiedener gesellschaftlicher Gruppen in amerikanischen Städten. Zweitens standen normale Menschen im Fokus, deren Leben bislang in historischen Darstellungen nur eine Nebenrolle gespielt hatte (wenn sie denn überhaupt vorkamen). Da diese Menschen selbst über wenig Einfluss verfügten, war bei ihnen gut zu erkennen, wie ihr Leben von Kräften geprägt wurde, die viel größer waren als sie selbst. Doch die Erklärungen zu den bestimmenden Faktoren oder zum Umgang mit den Möglichkeiten, die sich diesen Menschen boten, lieferten nicht die Erkenntnisse, die man sich über das Leben in der Vergangenheit erhofft hatte. Manche Historiker entschieden sich daraufhin, die Lebenserfahrungen dieser Menschen nachzubilden – ein Ansatz, der sich deutlich von der Suche nach den Ursachen für die Lebensbedingungen unterscheiden kann.




















































OEBPS/images/logo.jpg






OEBPS/images/EB_U1_978-3-10-402559-9.jpg
Die
Neue Geschichte

Eine Einfiihrung in 16 Kapiteln
Herausgegeben von Ulinka Rublack
Mit einem Vorwort

von Jiirgen Osterhammel

S.FischerGeschichte
















Bitstream Vera Fonts Copyright
------------------------------

Copyright (c) 2003 by Bitstream, Inc. All Rights Reserved. Bitstream Vera is
a trademark of Bitstream, Inc.


